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Betreff: 
 

33. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Rheine 
Kennwort: "Eschendorfer Aue" 
I. Beratung der Stellungnahmen 

 1. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 

  öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
II. Offenlegungsbeschluss 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwick-

lung, Umwelt und Klima-

schutz 

21.06.2017 Berichterstattung 

durch: 

Frau Karasch 

Herrn Dörtelmann 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffenes Leitprojekt/Betroffenes Produkt 

Leitprojekt 6 Inwertsetzung der Konversionsflächen - eine Chance für die Stadtentwicklung 

Produktgruppe 51 Stadtplanung 

 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 

 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 
 
 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge        € Einzahlungen       € 

Aufwendungen        € Auszahlungen       € 

Verminderung Eigenkapital       € Eigenanteil       € 
 

 

Finanzierung gesichert 
, 

 Ja  Nein 

durch 

 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt       

 sonstiges (siehe Begründung) 
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Vorlage Nr. 072/17 
 

 
VORBEMERKUNG / KURZERLÄUTERUNG: 
 

Nach der Aufgabe der militärischen Nutzung  im Jahre 2007 hat die Stadt Rheine 
seit 2013 in einem intensiven Planungsprozess im Sinne der Innenentwicklung 

mögliche Folgenutzungen für das Kasernengelände untersucht. Aufgrund der für 
eine Wohnnutzung attraktiven Lage am Stadtrand bei gleichzeitiger Nähe zur In-
nenstadt Rheines und bestehenden Einrichtungen der sozialen Infrastruktur im 

Umfeld bieten die ehemals militärisch genutzten Flächen eine hohe Lagegunst für 
die Entwicklung von Wohnbauflächen. 

 
Vor dem Hintergrund des erkennbaren Mangels an verfügbaren innenstadtnahen 

Wohnbaugrundstücken hat der Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Kli-
maschutz der Stadt Rheine mit dem Grundsatzbeschluss vom 07.09.2016 und 
dem Aufstellungsbeschluss vom 30.11.2016 daher entschieden, das Gelände der 

ehemaligen General-Wever-Kaserne einer wohnbaulichen Nutzung zuzuführen. 
Dabei sollen in dem Gebiet verschiedene Wohnformen für unterschiedliche Be-

völkerungsgruppen realisiert werden, insbesondere aber Baugrundstücke für jun-
ge Familien bereitgestellt werden. 
 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB, zur öf-
fentlichen Unterrichtung über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die vo-

raussichtlichen Auswirkungen der Planung, hat vom 19.12.2016 bis einschließlich 
13.01.2017 stattgefunden. Es wurde Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung 
gegeben. 
 

Zusätzlich wurde im Rahmen des parallel laufenden Bebauungsplanverfahrens für 

den Teilabschnitt Ost eine öffentliche Informationsveranstaltung am 21.12.2016 
im Stadtpark-Restaurant, Bevergerner Straße 74 durchgeführt. 

 
Die frühzeitige Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte ebenfalls bis zum 13.01.2017. Mit 

der Unterrichtung entsprechend § 3 Abs. 1 BauGB wurden diese zur Äußerung 
auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Um-

weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert. 
 
Über die während dieser Zeit vorgebrachten Stellungnahmen ist zu beraten. Die 

öffentlichen und privaten Belange sind gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen, um danach den Offenlegungsbeschluss zu fassen. 

 
Alle wichtigen planungsrelevanten Daten und Maßnahmen sind der Begründung 
zu der Flächennutzungsplanänderung (Anlage 3) zu entnehmen, die dieser Vorla-

ge beigefügt ist. 
Auszüge bzw. Ausschnitte aus dem Entwurf der Flächennutzungsplanänderung 

liegen ebenfalls bei (Anlagen 1 und 2; Alt-Neu-Gegenüberstellung). 
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BESCHLUSSVORSCHLAG / EMPFEHLUNG: 
 

I. Beratung der Stellungnahmen 
 
1. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

 
1.1 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 

 Schreiben vom 27.12.2016 
 
Inhalt: 

 
„1.) Anscheinend möchte der Rat der Stadt Rheine auf Empfehlung des Aus-

schusses für Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz gemäß § 46 Abs. 1 
BauGB eine Umlegung beschließen und anordnen lassen. 2.) Das Umlegungsver-

fahren nach dem Baugesetzbuch ist ein gesetzlich geregeltes Grundstücks-
tauschverfahren. 3.) Auf die Anordnung und Durchführung einer Umlegung be-
steht kein Rechtsanspruch. 4.) Einen solchen Anspruch haben auch nicht die Ei-

gentümer von Grundstücken. 5.) Die Umlegung wird von der Gemeindevertre-
tung vielmehr in eigener Verantwortung angeordnet. 6.) Materielle Vorausset-

zung für ein Umlegungsverfahren ist ein Bebauungsplan oder ein Neuordnungs-
bedarf von Grundstücken in einem zusammenhängend bebauten Ortsteil – In-
nenbereich (§ 34 BauGB). 7.) Die materiellen Anforderungen an einen Bebau-

ungsplan, der eine Umlegung vorbereitet, unterliegen zunächst denselben 
Rechtmäßigkeitsbestimmungen wie jeder andere Bebauungsplan. 8.) Zusätzlich 

hat die Gemeinde bei der Planung die möglichen Ergebnisse und Grenzen der 
Bodenordnung zu berücksichtigen, wenn diese für den Plan erheblich sind (vgl. 
BGH, Urt. v. 12.3.1987 - III ZR 29/86 - DVBl 1987, 898; Urt. v. 11.11.1976 - III 

ZR 114/75 - BGHZ 67, 320; BauR 1977, 48; DVBl 1987, 898; Otte, in: 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, Stand 7/06, § 45 Rn. 14). 9.) Die Begründung 

des Bebauungsplanes soll Darlegungen zur beabsichtigten Umlegung als Mittel 
des Planvollzuges aufweisen (vgl. Reinhardt, DÖV 1995, 21; Otte, in: Ernst u.a., 
a.a.O. § 52 Rn. 1). 10.) Für die Entscheidung über die Ausdehnung des Umle-

gungsgebietes verfügt die Gemeinde über einen Gestaltungs- bzw. Ermessens-
spielraum, der in der Planungsphase sachgerecht abzuwägen ist (vgl. Otte, in: 

Ernst u.a., a.a.O. § 52 Rn. 7). 11.) Bereits bei der Planaufstellung ist das Inte-
resse einzelner Eigentümer an der Beibehaltung des Grundstückszuschnittes und 
der bisherigen Nutzung in der Abwägung zu berücksichtigen und mit gegenläufi-

gen Privatinteressen in einen fairen Ausgleich zu bringen (vgl. BVerfG, B. v. 
22.5.2001 - 1 BvR 1512 und 1677/97 - BVerfGE 104, 1; B. v. 19.12.2002 - 1 

BvR 1402/01 - BauR 2003, 1338). 12.) Festgestellt wird, dass ein wesentlicher 
Teil des Gebietes nach § 35 Bau GB zu beurteilen ist. 13.) Insofern dürfte das 
avisierte Umlegungsverfahren nicht für den vom Rat der Stadt Rheine beschlos-

senen Bereich zulässig sein. 14.) Es wird angemerkt, dass der Umlegungsplan 
ein rechtsgestaltender Verwaltungsakt (§ 35 VwVfG) und der zentrale Rechtsakt 

der Umlegung ist. 15.) Eine ortsübliche Bekanntmachung des Beschlusses über 
Aufstellung des Umlegungsplans (§ 69 BauGB) unter Angabe der Einsichtsmög-
lichkeit (§ 69 Abs. 1 Satz 2 BauGB) ist hierbei erforderlich. 16.) Das In-Kraft-

Treten des Umlegungsplans mit Bekanntmachung der Unanfechtbarkeit unterliegt 
§ 72 BauGB). 17.) Auf die Anordnung des Rates gem. § 46 Abs. 1 BauGB, eine 

Umlegung durchzuführen, erhält die Umlegungsstelle/der Umlegungsausschuss 
den Auftrag und die Ermächtigung, eine Umlegung in einem bestimmten Gebiet 
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durchzuführen. 18.) Die Anordnung ist kein Verwaltungsakt und kann nicht ange-
fochten werden. 19.) Bevor der Umlegungsausschuss den Umlegungsbeschluss 

für dieses Gebiet fasst und damit das Umlegungsverfahren einleitet, werden die 
Eigentümer angehört, vgl. § 47 Abs. 1 BauGB. 20.) Die Eigentümer haben die 
Gelegenheit, sich über das Verfahren zu informieren, ihre eigenen Vorstellungen 

vorzutragen und sich zur Durchführung einer freiwilligen Umlegung zu entschei-
den (Einstimmigkeit erforderlich). 21.) Damit wird gewährleistet, dass die Eigen-

tümer frühzeitig an dem Verfahren beteiligt werden. 22.) Nach der Anhörung der 
Eigentümer wird der Umlegungsbeschluss gefasst, vgl. § 47 BauGB. 23.) Der 
Umlegungsbeschluss besitzt für den Grundstückseigentümer eine unmittelbare 

Rechtswirkung und kann mit dem Widerspruch angefochten werden. 24.) In das 
Grundbuch wird ein Umlegungsvermerk eingetragen. 25.) Es tritt eine Verfü-

gungs- und Veränderungssperre ein. 26.) Die Gemeinde erhält ein gesetzliches 
Vorkaufsrecht. 27.) Im Gegensatz zur Anordnung gem. § 46 Abs. 1 BauGB wird 

im Umlegungsplan das Verfahrensgebiet parzellenscharf beschrieben. 28.) Das 
Gebiet darf nicht über die Grenzen eines dem Umlegungsverfahren zu Grunde 
liegenden Bebauungsplanes hinausgehen, es sei denn, es grenzt an einem zu-

sammenhängend bebauten Ortsteil im Sinne von § 34 BauGB oder es wird der 
Bebauungsplan rechtzeitig in Kraft gesetzt (§ 47 Abs. 2 Satz 2 BauGB). 29.) 

Nach Abschluss der Erörterungen mit den Beteiligten wird der Umlegungsplan 
von dem Umlegungsausschuss durch Beschluss aufgestellt, vgl. § 66 Abs. 1 
BauGB. Erforderlichenfalls muss zuvor ein dem Umlegungsverfahren zu Grunde 

liegender Bebauungsplan in Kraft getreten sein (§ 47 Abs. 2 Satz 2 BauGB). 30.) 
Ich beantrage das eingeleitete Umlegungsverfahren hinsichtlich dieser Rechtsla-

ge zu überprüfen.“ 
 

Abwägungsempfehlung: 
 

Die Einwände beziehen sich primär auf die Berücksichtigung der möglichen Er-
gebnisse und Grenzen der Bodenordnung bei der Planung. Mögliche Ergebnisse 
und Grenzen wurden bei der Planung von der Stadt Rheine ordnungsgemäß und 

fachgerecht berücksichtigt. 
Darlegungen zur beabsichtigten Umlegung als Mittel des Planvollzuges sind in der 

Begründung enthalten (s. Punkt 9 des Einwandes). 
Durch die Stadt Rheine ist eine sachgerechte Abwägung berücksichtigt worden 
und betrifft damit nicht das Bauleitplanverfahren (s. Punkt 10 des Einwandes). 

 
Die Ergebnisse der Gespräche nach § 47 BauGB werden bei der Planaufstellung 

berücksichtigt (s. Punkt 11 des Einwandes). 
Das Verfahren wurde durch den Umlegungsbeschluss nach dem Aufstellungsbe-
schluss des Bebauungsplanes eingeleitet. Die materiellen Voraussetzungen nach 

§ 47 (2) BauGB für die Einleitung eines Verfahrens lagen somit vor (s. Punkte 12 
und 13 des Einwandes). 

Die Aufstellung des Umlegungsplanes nach § 69 f BauGB ist der Abschluss des 
Verfahrens und noch nicht erfolgt, betrifft daher nicht das laufende Bebauungs-
planverfahren (s. Punkte 15 und 16 des Einwandes). 

Der Einwand unter Punkt 18, dass die Anordnung der Umlegung kein Verwal-
tungsakt ist und nicht angefochten werden kann, betrifft ebenfalls nicht das bau-

planungsrechtliche Verfahren. 
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Das umlegungsrechtliche Verfahren zur Beteiligung der Eigentümer wird sachge-
recht durchgeführt. Die Einwände zu den Punkten 19 bis 22 betreffen nicht das 

Bebauungsplanverfahren. 
Der Umlegungsbeschluss selbst ist ein Verwaltungsakt. Er kann gemäß § 217 
Abs. 2 BauGB binnen sechs Wochen seit der Bekanntmachung durch Antrag auf 

gerichtliche Entscheidung angefochten werden. 
Der Einwand bzw. Hinweis unter Punkt 23 ist hier nicht abwägungsrelevant. 

Die formellen und materiellen Voraussetzungen für die Einleitung des Umle-
gungsverfahrens U 20 „Eschendorfer Aue“ lagen zum Zeitpunkt des Einleitungs-
beschlusses vor. Auch der diesbezügliche Einwand unter Punkt 30 ist hier nicht 

abwägungsrelevant. 
 

Es wird festgestellt, dass die oben geschilderten Einwände zur Kenntnis genom-
men werden. Sie enthalten grundsätzliche Hinweise zur Bodenordnung bzw. den 

Anwendungsvoraussetzungen eines Umlegungsverfahrens nach Baugesetzbuch 
(BauGB). Für die rechtlich einwandfreie, ordnungsgemäße Durchführung sorgt 
hier der fachkompetent besetzte Umlegungsausschuss mit der Geschäftsstelle. 

Selbstverständlich wurde zuvor die Rechtslage geprüft, so dass sich die vorge-
tragenen Hinweise erübrigen, die überwiegend lediglich Allgemeinplätze beinhal-

ten. 
 
 

1.2 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 
 Schreiben vom 27.12.2016 

 
Inhalt: 
 

„1.) Die Stadt Rheine möchte von der BIMA die ehemalige General-Wever-
Kaserne in Rheine erwerben und anschließend als Bauland vermarkten. 2.) In 

diesem Zusammenhang hat jüngst der Stadtrat Rheine auf Vorschlag der Stadt-
verwaltung Rheine ein Konzept Wohnen beschlossen. 3.) Fraglich ist, ob das 
Wohnbaulandkonzept für die General-Wever-Kaserne der gesamtgesellschaftli-

chen Entwicklung und dem vom Rat beschlossenen und geltenden Wohnbauland-
konzept entspricht, denn es sieht einerseits anscheinend maximal nur 20 % sozi-

alen Wohnungsbau und andererseits über 500 Wohneinheiten vor, obwohl das 
Wohnbaulandkonzept der Stadt Rheine für diese Flächen nur 250 Wohneinheiten 
eingeplant hat. 4.) Angesichts der Probleme auf dem Wohnungsmarkt sollten die 

Konversionsflächen einen höheren Anteil mit sozialem Wohnungsbau anstreben. 
5.) Der Bedarf ist unbestritten. 6.) In Rheine scheinen nur noch 9 % der Woh-

nungen mit einer Bindungswirkung belegt zu sein. 7.) Zudem sollten Wohnungen 
des sozialen Wohnungsbaus in allen Stadtteilen nachgefragt werden können. 8.) 
Für die Unterbringung von Flüchtlingen dürfte auch ein weiterer zusätzlicher 

Wohnraumbedarf im sozialen Wohnungsbau gegeben sein. 9.) Der Wohnungsbau 
scheitert oft daran, dass geeignetes Bauland mit hoher Standortqualität fehlt. 

10.) Das Land NRW unterstützt den Wohnungsbau auf geeigneten Flächen mit 
Fördermitteln. 11.) Zusätzliches Bauland könne demnach in innerstädtischen 
Siedlungsgebieten für den sozialen Wohnungsbau nutzbar gemacht werden. 12.) 

Das Land beteiligt sich mit zinsgünstigen Darlehen an der Finanzierung von 75 % 
der Kosten für die Standortaufbereitung in zentraler Lage, wenn auf diesen 

Grundstücken Sozialwohnungen entstehen. 13.) In Gebieten mit beschlossenen 
Quartierskonzepten dürfen die Neubauwohnungen auch auf anderen als den auf-
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bereiteten Flächen des Antragstellers im Quartier erfolgen, wenn auf den aufbe-
reiteten Flächen während der Zweckbindung weder Wohnungsbau noch eine ge-

werbliche Nutzung erfolgt. 14.) Die zusätzlichen Fördermittel für die Standort-
aufbereitung betragen maximal 20.000 Euro pro geförderter Mietwohnung. 15.) 
Auf das Darlehen für die Standortaufbereitung wird ein Tilgungsnachlass von bis 

zu 50 % gewährt. 16.) Dieser Förderweg dürfte auch für die Konversionsflächen 
der ehemaligen General-Wever-Kaserne einplanbar sein, weil dort eine nennens-

werte Zahl von Gebäude zurückzubauen ist. 16.) Auf diesen Flächen sollte Ge-
schosswohnungsbau entstehen, so dass eine Förderung durch das Land NRW 
realisierbar ist (siehe auch unten angeführten LINK). 17.) Insofern wird bean-

tragt in der Planung die Geschosshöhe anzupassen. 18.) Anscheinend möchte die 
Stadt Rheine die Konversionsflächen auf "andere Basis" von der BIMA erwerben. 

19.) Ob dabei die Abbruchkosten gegengerechnet werden, ist mir nicht bekannt. 
20.) Rechtlich nicht zulässig ist, dass eine Nahversorgung nicht vorgesehen ist. 

21.) Ferner scheinen die weiteren Förderwege des Bundes, die gerade mit Blick 
auf die Unterbringung von Flüchtlingen und dem Bau von Sozialwohnungen durch 
den Bund zu Jahresbeginn 2016 angepasst und ausgeweitet wurden, ungeachtet 

zu bleiben. 22.) Ziel sollte es daher sein, nicht eine große Anzahl von Einfamili-
enhäusern oder Zweifamilienhäuser, sondern von Sozialwohnungen für alle Bür-

gerInnen bedarfsgerecht dort entwickeln zu können. 
http://www.mbwsv.nrw.de/service/downloads/Wohnen/Foerderung/2-
Reintext_WFB_2016.pdf“ 

 
Abwägungsempfehlung: 

 
Die Stellungnahme bezieht sich überwiegend auf die aktuellen Probleme auf dem 
Wohnungsmarkt. Daraus resultierend soll für die Konversionsflächen ein höherer 

Anteil an sozialem Wohnungsbau angestrebt werden. 
 

Im Plangebiet „Eschendorfer Aue“ der 33. F-Plan-Änderung wird im Bebauungs-
plan Eschendorfer Aue - Teilabschnitt Ost entlang der Schorlemerstraße ein Be-
reich für den Geschosswohnungsbau in Form von Mehrfamilienhäusern festge-

setzt. 
Der Bebauungsplan ist Bestandteil der Gesamtentwicklung der ehemaligen Gene-

ral-Wever-Kaserne. Für die Flächen zwischen der Aloysisusstraße und der Schor-
lemerstraße wird ebenfalls zeitnah der Bebauungsplan Eschendorfer Aue - Teilab-
schnitt West aufgestellt. In dem Bebauungsplan  werden in größerem Umfang 

Flächen für den Geschosswohnungsbau festgesetzt, die anteilig für den sozialen 
Wohnungsbau genutzt werden können. 

 
Die Festsetzung des Anteils an sozialem Wohnungsbau ist nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes. Insofern gewährleisten die ausgewiesenen Baufelder die Reali-

sierung sowohl von frei finanziertem, als auch von öffentlich gefördertem Woh-
nungsbau. Somit kann insbesondere bedarfs- und marktgerecht, soziale Wohn-

raumförderung umgesetzt werden. 
 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand ausreichend Rechnung 

getragen wird. 
 

Die Stellungnahme bezieht sich ebenfalls auf mögliche Förderwege für die Kos-
tenübernahme von Standortaufbereitungen bei anschließender Realisierung von 
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sozialem Wohnungsbau als Geschosswohnungsbau. Entsprechend wird eine An-
hebung der Geschossigkeit gefordert. 

 
Im Plangebiet „Eschendorfer Aue“ der 33. F-Plan-Änderung sind für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Eschendorfer Aue - Teilabschnitt Ost (östlich 

der Schorlemerstraße) überwiegend Einzel- und Doppelhäuser vorgegeben. An-
grenzend an die Schorlemerstraße sind Bereiche für Mehrfamilienhäuser vorge-

sehen. 
Der Bebauungsplan Eschendorfer Aue - Teilabschnitt Ost ist Bestandteil der Ge-
samtentwicklung der ehemaligen General-Wever-Kaserne. Für die Flächen zwi-

schen der Aloysisusstraße und der Schorlemerstraße wird der Bebauungsplan 
Eschendorfer Aue - Teilabschnitt West aufgestellt. In dem Bebauungsplan  wer-

den umfangreiche Flächen für den Geschosswohnungsbau festgesetzt. Hier kann 
anteilig sozialer Wohnungsbau in größerem Ausmaß realisiert werden und ent-

sprechend können hier im weiteren Verfahren nach Satzungsbeschluss bzw. 
Rechtskraft des Bebauungsplanes Fördermittel beantragt und „eingeworben“ 
werden. 

 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand ausreichend Rechnung 

getragen wird. 
 
Ein weiterer Punkt des Einwenders bezieht sich darauf, dass es rechtlich nicht 

zulässig sei, dass eine Nahversorgung im Gebiet nicht vorgesehen ist. 
 

Zunächst ist festzustellen, dass keine rechtliche Bindung besteht, im Plangebiet 
den Standort eines Nahversorgungsbetriebes festzulegen. Durch den durch den 
Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz der Stadt Rheine am 

26.10.2016 getroffenen Beschluss zur Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes im 
Bereich Elter Straße/Schlehdornweg wird die Versorgung des Gebietes im Sinne 

des § 1 (6) Nr. 8 BauGB sichergestellt. 
 
Bei dem Plangebiet „Eschendorfer Aue“ handelt es sich um ein Wohngebiet, das 

auf dem ehemaligen Gelände der General-Wever-Kaserne entwickelt werden soll. 
In Ergänzung zum „Masterplan Einzelhandel“ (Junker + Kruse Stadtforschung 

Planung, Dortmund) wurde im April 2015 ein “Nahversorgungskonzept für die 
Stadt Rheine“ durch das selbige Büro erstellt.  
 

Aufgrund der durch den Gutachter und der Stadt Rheine erkannten Notwendig-
keit einer verbesserten Nahversorgung in dem Bereich Südesch / Eschendorf / 

Gellendorf und auf der Grundlage eines seitens der Politik formulierten Auftrages, 
wurde für diesen Stadtbereich eine gutachterliche Untersuchung im Oktober 
2015 zur möglichen Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes erarbeitet. 

Im Rahmen des Gutachtens wurden vier mögliche Standortoptionen für die Ent-
wicklung eines Nahversorgers in dem benannten Stadtbereich untersucht: 

Standort 1  General-Wever-Kaserne 
Standort 2  Elter Straße / Sandhövelstraße 
Standort 3  Elter Straße / Spiekerstraße 

Standort 4 Elter Straße / Graf-von-Staufenberg-Straße 
 

Die benannten Standorte wurden umfangreich vor dem Hintergrund der Unter-
versorgung im Bereich Gellendorf diskutiert. 



- 8 - 

 
Der Stadtentwicklungsausschusses „Planung und Umwelt“ hat im Zuge der Be-

schlussfassungen zum Nahversorgungskonzept in seiner Sitzung am 28.10.2015 
beschlossen, dass für den Bereich Südesch / Eschendorf / Gellendorf die Stand-
orte 1 (General-Wever-Kaserne) und 2 (Sandhövelstraße) alternativ, ohne Priori-

tät aus der gutachterlichen Untersuchung zur Ansiedlung eines neuen, zeitgemä-
ßen Lebensmittelmarktes weiter verfolgt werden sollen. 

 
Im Rahmen der Diskussion um die beiden benannten Standorte eines Nahversor-
gers hat sich herausgestellt, dass die Vorteile für einen Standort an der Elter 

Straße / Schlehdornweg überwiegen. Die Erreichbarkeit in verkehrlicher Hinsicht 
an der Elter Straße ist besser, da direkt an das vorhandene Verkehrsnetz ange-

bunden wird. Mit der direkten Lage an der Landesstraße ist eine bessere Wahr-
nehmbarkeit für Kunden und eine städtebaulich-visuelle Einbindung in das Gebiet 

gegeben. 
 
Im Zuge der weiteren Beratungen zur Standortwahl eines neuen Lebensmittel-

marktes im Stadtteil Südesch / Eschendorf / Gellendorf hat der Ausschuss für 
Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz in seiner Sitzung vom 26.10.2016 die 

Standortentscheidung für einen Lebensmittelmarkt im Bereich Elter Straße / 
Schlehdornweg (ca. 600 m entfernt) getroffen und sich dadurch gegen einen Le-
bensmittelmarkt im Bereich der „Eschendorfer Aue“ ausgesprochen. 

Mit diesem neuen Markt am geplanten Standort an der Elter Straße wird eine 
ausreichende Versorgung des Plangebietes sichergestellt. Somit entfällt die Opti-

on für die Ansiedlung eines entsprechenden Angebotes auf dem Gelände der 
ehemaligen General-Wever-Kaserne.  
 

Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Einwand zurückgewiesen wird. 
 

 
1.3 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 
 Schreiben vom 27.12.2016 

 
Inhalt: 

 
„1.) Am 28. Januar 2016 hat der Deutsche Bundestag einstimmig den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD „Menschen- und umweltgerechten Ausbau der 

Rheintalbahn realisieren“ (Drucksache 18/7364) beschlossen. 2.) Er sieht vor, 
dass der Bund Kosten in Höhe von rund 1,521 Milliarden Euro übernimmt, die 

durch zusätzliche Lärmschutzmaßnahmen beim Ausbau der Rheintalbahn Karls-
ruhe–Basel entstehen. 3.) Dabei handelt es sich insbesondere um einen zweiröh-
rigen etwa 7 km langen Eisenbahntunnel in Offenburg, eine alternative Trassie-

rung zwischen Offenburg und Riegel sowie weitere Lärmschutzmaßnahmen, die 
über das gesetzlich vorgesehene Maß deutlich hinausgehen. 4.) In einem weite-

ren Antrag der Koalitionsfraktionen („Menschen- und umweltgerechte Realisie-
rung europäischer Schienennetze“, Drucksache 18/7365) wurde ebenfalls ein-
stimmig beschlossen, dass im Einzelfall und im Rahmen der verfügbaren Haus-

haltsmittel auch in anderen Fällen besonderer regionaler Betroffenheit durch 
Schienengüterverkehre ein Schutz von Anwohnern und Umwelt erreicht werden 

kann, der über das gesetzliche Maß hinausgeht. 5.) Ein ähnlich hohes Schutzni-
veau, wie es bei der Rheintalbahn verbindlich vorgesehen ist, wird damit für an-
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dere bundes- und europaweit bedeutsame Strecken wie den dreigleisigen Ausbau 
der Betuwe-Linie zwischen Emmerich und Oberhausen allerdings nicht gewähr-

leistet. 6. ) Die Anwohnerinnen und Anwohner entlang der Betuwe-Linie beklagen 
sich daher darüber, dass sie vom Bundestag zu Bürgern zweiter Klasse degra-
diert wurden. 7.) In einer Erklärung zur Abstimmung der beiden Anträge haben 

50 Mitglieder der NRW-Landesgruppe in der SPD-Bundestagsfraktion zu Protokoll 
gegeben, dass die verabschiedeten Anträge aus ihrer Sicht nur ein erster Schritt 

sein könnten. 8.) Zur Vermeidung von zahlreichen Klagen und im Sinne eines 
zügigen Baubeginns seien zusätzliche Lärmschutz- und Sicherheitsmaßnahmen – 
die im Vorfeld mit den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern abgestimmt sind – 

im laufenden Planfeststellungsverfahren des dreigleisigen Ausbaus der Betuwe-
Linie zwischen Emmerich und Oberhausen und beim sechsgleisigen Ausbau der 

Strecke Duisburg–Düsseldorf im Zuge des Rhein-Ruhr-Express zwingend  
erforderlich. 9.) Die NRW-Landesgruppe werde sich dafür einsetzen, im Rahmen 

weiterer parlamentarischer Verfahren einen vergleichbaren Schutz von Mensch 
und Umwelt vor Schienenverkehrsbelastungen zu erreichen, wie er für die Rhein-
talbahn beschlossen wurde. 10.) Der Schutz vor Bahnlärm sollte auch in der 

kommunalen Bauleitplanung ein wichtiges Anliegen sein. 11.) Gerade in Rheine, 
einer großen Logistik-Drehscheibe, sind die Anwohnerinnen und Anwohner zahl-

reicher Bahnstrecken von hohen Lärmpegeln betroffen. 12.) Nach den Erkennt-
nissen der Lärmwirkungsforschung muss bei entsprechend hohen Lärmpegeln 
mit Gesundheitsbeeinträchtigungen gerechnet werden. 13.) Dies zeigt eine Lite-

raturstudie des Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen, die gemeinsam mit den 

Ländern Rheinland-Pfalz und Hessen im Sommer 2015 erstellt wurde. 14.) Die 
Ergebnisse sind auf den Internetseiten des MKULNV veröffentlicht:  
https://www.umwelt.nrw.de/umweltschutz-umweltwirtschaft/umwelt-

undgesundheit/laerm/strassen-und-schienenverkehrslaerm. 15.) Aussagen zu 
den Lärmbelastungen an den Hauptschienenstrecken des Bundes treffen die 

Lärmkarten des Eisenbahnbundesamtes: 
http://laermkartierung1.eisenbahnbundesamt. de/mb3/app. php/application/eba. 
16.) Anscheinend wurden die genannten Stellen nicht form- und fristgerecht als 

Träger öffentlicher Belange beteiligt. 17.) Folglich erscheint es erforderlich zu 
sein, die damit einhergehenden Form- und Verfahrensfehlern zu heilen. 18.) Wei-

terhin ist den Planungen nicht ersichtlich, wie das Problem des Lärmschutzes ge-
regelt wird. 19.) Da die NRW Landesregierung anscheinend die neue kostenin-
tensive Qualität von Lärmschutz an der Rheintalstrecke begrüßt, die weit über 

das geltende gesetzliche Regelwerk zum Schutz vor Schienenlärm hinaus geht 
und wie selbstverständlich die Erwartung geäußert hat, dass dies Maßstab auch 

für schutzbedürftige Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen wird, ist die 
in Rede stehende Planung entsprechend anzupassen. 20.) Der Qualitätssprung 
beim Lärmschutz im Rahmen ist insoweit als Recht für Planungen gleichgesetzt. 

21.) Die Begründung lässt sich auf alle Trassen in Nordrhein-Westfalen übertra-
gen. 22.) Die beschlossenen Lärmschutzmaßnahmen führen zu einer Minderung 

der Lärmbelastung und sind zu begrüßen. 23.) Insofern haben Maßnahmen auch 
Bestandteil der in Rede stehenden Planung zu werden. 24.) Das Ministerium für 
Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 

hat sich bereits im Dezember 2015 an die nordrheinwestfälischen Abgeordneten 
aller Bundestagsfraktionen gewandt und eindringlich darum gebeten, dem Be-

schluss zum Bau des „Offenburger Tunnels“ mit der Maßgabe zuzustimmen, dass 
gleiches Recht für Lärmschutz für alle gilt. 25.) Die Abgeordneten wurden aufge-
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fordert, eine Entscheidung zugunsten eines bundeseinheitlichen Lärmschutzes 
entlang von Trassen herbeizuführen. 26.) Die Landesregierung setzt sich zudem 

im Rahmen der Lärmminderungsstrategie NRW dafür ein, Verbesserungen der 
gesetzlichen Regelungen zum Schutz vor Schienenlärm zu bewirken. 27.) Die 
Landesregierung hat sich beispielsweise in dem Vermittlungsverfahren des Bun-

desrates zur Änderung des § 43 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes dafür 
stark gemacht, eine möglichst frühzeitige Streichung des Schienenbonus zu er-

reichen. 28.) Dies mit Erfolg. 29.) Im Bundesrat sowie in der Umweltministerkon-
ferenz gab es zudem Initiativen des MKULNV mit folgenden Zielen: Einführung 
eines verkehrsträgerübergreifenden Lärmschutzes, Schaffung eines Anspruchs 

auf Lärmminderung an bestehenden Schienenstrecken, Gewährleistung eines 
gesunden Nachtschlafs der Anwohnerinnen und Anwohner durch Einführung von 

Maximalpegeln, Überarbeitung der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV sowie 
der Auslösewerte für die Lärmsanierung unter Berücksichtigung der Empfehlun-

gen der WHO und Schaffung einer Anordnungsbefugnis für betriebsbeschränken-
de Maßnahmen zum Schutz der Umwelt. 30.) Gemeinsam mit den Ländern 
Rheinland-Pfalz, Hessen und Baden-Württemberg haben sich MKULNV und 

MBWSV 2014 an das Bundesverkehrsministerium (BMVI) mit der Bitte gewandt, 
rechtliche Möglichkeiten für Betriebsbeschränkungen aus Lärmschutzgründen zu 

schaffen. 31.) Auf Initiative des MKULNV hat die 86. Umweltministerkonferenz 
den Bund gebeten, freiwillig Haushaltsmittel bereitzustellen, um über das recht-
lich erforderliche Maß hinausgehenden Lärmschutz zu realisieren, wo es zu einer 

Ungleichbehandlung der Anwohnerinnen und Anwohner an Schienenstrecken 
kommt. 32.) Eine Anpassung der Bauleitplanung ist daher rechtlich geboten.“ 

 
Abwägungsempfehlung: 
 

Die Stellungnahme bezieht sich auf die Lärmimmissionen vor Ort sowie entspre-
chende Maßnahmen zum Lärmschutz und dass dem Anschein nach keine Beteili-

gung der entsprechenden Träger öffentlicher Belange stattgefunden hat und 
demnach eine Anpassung der Bauleitplanung rechtlich geboten ist. 
 

Auf der Grundlage des umfassenden und fachgerecht erstellten Lärmgutachtens 
wurden in der parallelen verbindlichen Bauleitplanung Maßnahmen zum Lärm-

schutz als zeichnerische und textliche Festsetzungen in die Planzeichnung zum 
Bebauungsplan aufgenommen. Damit ist ein gesetzlich vorgeschriebener, den 
Regelwerken entsprechender, ausreichender Immissionsschutz sichergestellt.  

Die Beteiligung der diesbezüglich maßgebenden Träger öffentlicher Belange er-
folgte im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung bzw. erfolgt regel- bzw. rechtskon-

form im Rahmen der öffentlichen Auslegung, entsprechend klar definierter Vor-
gaben. 
 

Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 
wird. Einer Anpassung der Bauleitplanung bedarf es hier nicht. 

 
 
1.4 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 

 Schreiben vom 27.12.2016 
 

Inhalt: 
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„1.) Mit den letzten Novellierungen des Baugesetzbuches (BauGB) – insbesonde-
re der Klimaschutznovelle 2011 – sind die Belange von Klimaschutz und Klima-

anpassung in die städtebauliche Planung integriert worden. 2.) Damit sind Klima-
schutz und Klimaanpassung als Planungsziele und zu berücksichtigende Belange 
in der kommunalen Bauleitplanung verankert. 3.) Handlungsfelder sind bei-

spielsweise die Darstellung von Windkonzentrationszonen in Flächennutzungsplä-
nen, solarenergetische Optimierung von Bebauungsplänen. 4.) Der städtebauli-

che Vertrag sowie das Instrumentarium des Stadtumbaus sind weitere Instru-
mente des Baugesetzbuches zur Umsetzung von Klimaschutzzielen in der Bau-
leitplanung. 5.) Die Flächennutzungsplanung ist ein wichtiges gesamtstädtisches 

Steuerungsinstrument zur Sicherung klimaschützender und energieeffizienter 
Siedlungsstrukturen auf gesamtstädtischer Ebene. Innenentwicklung, Stadt der 

kurzen Wege, Nutzungsmischung, kompakte Siedlungsstrukturen u.v.a.m. sind 
hierfür die seit langem bekannten übergeordneten Ziele, die Grundlage für die 

strategische Ausrichtung der jeweiligen Flächennutzungspläne sind. 6.) Darüber 
hinaus erhält der Flächennutzungsplan als Instrument zur Steuerung der 
Standortplanung für Erneuerbare Energien eine wichtige Bedeutung. 7.) Im Flä-

chennutzungsplan können Flächen dargestellt werden, die dem Klimawandel ent-
gegenwirken. 8.) Dazu zählen insbesondere Anlagen, Einrichtungen und sonstige 

Maßnahmen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder 
Speicherung von erneuerbarer Energie und Anlagen, Einrichtungen und sonstigen 
Maßnahmen, die der Anpassung an den Klimawandel dienen (§ 5 BauGB). 9.) 

Derzeit liegt ein Planungsschwerpunkt in der Änderung von Flächennutzungsplä-
nen zur Ausweisung von Windkonzentrationszonen. 10.) Die räumliche Steuerung 

führt dazu, dass die Windenergienutzung auf die dafür vorgesehen Flächen ge-
lenkt wird (innergebietliche Standortzuweisung) und der übrige Planungsraum für 
die Windenergienutzung in der Regel nicht mehr zur Verfügung steht (außerge-

bietliche Ausschlusswirkung). 11.) Voraussetzung für die Steuerung ist ein ge-
samträumliches Plankonzept für die Gemeinde. 12.) Zunächst müssen all jene 

Flächen ermittelt werden, auf denen die Errichtung und der Betrieb von Wind-
energieanlagen aus tatsächlichen (z. B. Naturschutzgebiete oder zu geringe 
Windhöffigkeit = durchschnittliches Windaufkommen an einem bestimmten 

Standort) und/oder rechtlichen (z. B. Siedlungsbereiche inklusive Abstandsflä-
chen) Gründen ausgeschlossen ist. 13.) Wenn die harten Tabuzonen definiert 

sind, werden in einem nächsten Schritt die sogenannten weichen Tabukriterien 
festgelegt, die aus städtebaulichen Gründen von der Gemeinde definiert werden 
können. 14.) Hierbei kann es sich beispielsweise um vorsorgende Abstandsflä-

chen handeln, die über das rechtlich erforderliche Maß hinausgehen. 15.) Die 
strikte Unterscheidung zwischen harten und weichen Tabukriterien ist gemäß der 

Rechtsprechung der letzten Jahre unbedingt erforderlich und sorgfältig zu doku-
mentieren. 16.) Neben der Ausweisung von Windkonzentrationszonen bietet der 
Flächennutzungsplan weitere Möglichkeiten der Darstellung von Flächen und 

Maßnahmen zum Klimaschutz, z. B. zur Ausweisung von (Freiflächen-) PV-
Anlagen sowie Standorten zur Speicherung regenerativer Energien. 17.) Auch 

Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen (Hochwasserschutz, Sicherung klimarelevanter Grün- und 
Freiflächen), können dargestellt werden. 18.) Die Ziele von Klimaschutz und 

Klimaanpassung sind als Planungsbelang in § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch festgelegt. 
19.) Damit werden sie Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung und sind 

entsprechend abzuarbeiten. 20.) Mit dem Festsetzungskatalog des § 9 BauGB 
stehen ausreichend Gestaltungsmöglichkeiten zur planungsrechtlichen Sicherung 
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der Ziele von Klimaschutz und Klimaanpassung zur Verfügung. 21.) Entscheidend 
für die Umsetzung sind eine offensive Herangehensweise und Einsatz der Fest-

setzungsmöglichkeiten im Sinne des kommunalen Klimaschutzes und der Klima-
anpassung. 22.) Grundlage hierfür ist eine entsprechende städtebauliche (und 
klimaschutzbetrachtende) Planung im Vorfeld der Bebauungsplanung. 23.) Dies 

beginnt bei der Frage einer geeigneten Standortwahl, der Kompaktheit der Be-
bauung, der Nutzungsmischung eines Quartiers, seiner klimafreundlichen Ver-

kehrserschließung, der Sicherung von Grün- und Freiflächen, und reicht bei-
spielsweise bis hin zu solarenergetisch optimierten Bebauungsformen. 24.) Zur 
planungsrechtlichen Sicherung dieser klimarelevanten Planungsvorgaben stehen 

folgende Festsetzungsmöglichkeiten zur Verfügung: Festlegung der Art und des 
Maßes der baulichen Nutzung mit dem Ziel optimierter Kompaktheit; Festlegung 

der Bauweise (z. B. offene oder geschlossene) mit dem Ziel optimierter Orientie-
rung und geringer gegenseitiger Verschattung; Festlegung der Gebäudehöhen, 

Firstrichtung, Dachform und Dachneigung zur Optimierung der Nutzungsmöglich-
keiten passiver Solarenergienutzung; Festsetzung der Baugrenzen ggf. auch von 
Baulinien mit dem Ziel geringer gegenseitiger Verschattung (erweiterte Baukör-

perfestsetzung statt großzügige Baufenster); Festsetzung von Versorgungsflä-
chen, -anlagen und -leitungen mit dem Ziel einer (Option auf) Nah-

/Fernwärmeversorgung auf der Basis bzw. mit Unterstützung durch regenerative 
Energieträger; Festsetzung von Grün- und Freiflächen; Festsetzung von der Be-
bauung freizuhaltender Schutzflächen z. B. als Hochwasserschutz oder als Klima-

funktionsräume. 25.) Weiterhin sind Gebiete festsetzbar, in denen bei der Errich-
tung von Gebäuden bauliche und technische Maßnahmen für die Nutzung, Erzeu-

gung oder Speicherung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien 
und/oder aus Kraft-Wärme-Kopplung beachtet werden müssen (§ 9 Abs. 1 Nr. 
23b BauGB).26.) Neben dem formellen Instrumentarium der Bauleitplanung ste-

hen zwei weitere Instrumente des Baugesetzbuches zur Umsetzung der Zielset-
zungen von Klimaschutz und Klimaanpassung zur Verfügung.27.) Im städtebauli-

chen Vertrag können Anforderungen an die energetische Qualität von Gebäuden 
sowie die Errichtung und Nutzung von Einrichtungen zur Erzeugung, Nutzung, 
Verteilung und Speicherung erneuerbarer Energien sowie Energie aus Kraft-

Wärme-Kopplung zwischen Gemeinde und umsetzendem Akteur vereinbart wer-
den (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und 5 BauGB). 28.) Damit ist gegenüber den Fest-

setzungen eines Bebauungsplanes ein wesentlich konkreterer Umsetzungsbezug 
der festgesetzten Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen erzielbar. 29.) 
Dies betrifft insbesondere das Instrument des Vorhaben- und Erschließungspla-

nes als Teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (§ 12 BauGB) sowie Stad-
tumbaumaßnahmen nach Besonderem Städtebaurecht (§§ 171a -171d BauGB 

s.u.). 30.) Weiterhin stehen vergleichbar zu den bekannten Instrumentarien der 
städtebaulichen Sanierung und Entwicklung verschiedene Maßnahmen für eine 
einheitliche und zügige Durchführung zur Verfügung. 31.) Grundlage ist die Er-

stellung eines städtebaulichen Entwicklungskonzepts mit Zielen und Maßnahmen 
unter Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen. 32.) Voraussetzung ist der 

Erlass einer Stadtumbausatzung. 33.) Die festgelegten Umsetzungsmaßnahmen 
sind mit Hilfe eines Stadtumbauvertrages mit den lokalen Akteuren zu vereinba-
ren (hier: Stadtumbauvertrag siehe § 171c BauGB auf Grundlage des städtebau-

lichen Vertrages nach § 11 BauGB, s.o.). 34.) Die förmliche Festlegung eines 
Stadtumbaugebietes ist auch Grundlage für mögliche Fördermittelzuwendungen. 

35.) Ich beantrage die angeführten Grundlagen im Rahmen der Planung festzu-
schreiben und die vorgelegten Pläne im Sinne der Ausführungen anzupassen. 
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36.) Dabei sind die Anpassungen so vorzunehmen, dass die ausgeführten Ziele 
im Rahmen von Geschosswohnungsbau und des Sozialen Wohnungsbaus reali-

sierbar sind. 37.) Die Grundlagen sollten vorab mit der BIMA der erörtert wer-
den, damit im Rahmen einer Zweckerklärung der Eigentumsübergang der Kon-
versionsfläche erfolgen kann. 38.) Was die vorhanden Bunker auf dem Gelände 

betrifft, so könnte ein kostenaufwendiger Rückbau vermieden werden, wenn wie 
z. B. auf Borkum eine Einplanung dieser Flächen als Parklandschaft erfolgt und 

damit dem Klimaschutz weiterer Vorrang gebietet wird. 39.) Anscheinend wurden 
in Bunker-Bereichen auch schon seltene Tierarten ermittelt, so dass diesen Le-
bewesen hierdurch auch der vorhandene Lebensraum erhalten bleiben dürfte. 

40.) Insoweit wird ein Artenschutzprojekt angeregt. 41.) In dem sehr lebhaften 
Quartier könnte unter anderem die Mopsfledermaus (Barbastella barbastellus) 

sich weiter ausbreiten. 42.) Zu wissen ist dabei, dass die einheimischen Säuger 
Winterschlaf halten. 43.) Dabei sind sie allerdings mehr oder weniger frostemp-

findlich. 43.) Die vorhandenen Bunkeranlagen haben eine dicke Betonwand und 
meist undichte Decken. 44.) So sind die Innenräume zwar frostsicher, aber auch 
feucht. 45.) Das kommt vielen spezialisierten Fledermausarten zu Gute. 46.) Sie 

nutzen die Höhlen als Ersatz für natürliche Behausungen und halten dort ab Ein-
bruch der dunklen Jahreszeit bis in den Frühling hinein Winterschlaf. 47.) Mit Hil-

fe einer vorhandenen Stiftung kann dieser Lebensraum weiterentwickelt werden, 
so dass die Quartiere durch einen Spezialisten und nach Abstimmung gegen un-
gebetene Gäste (Menschen und aber auch Füchse oder andere Räuber) gesichert 

werden. 48.) Die Bunkereingänge können fachgerecht verschlossen werden. 49.) 
Im oberen Bereich könnte eine kleiner Schlitz eingebaut werden, durch den die 

kleinen Fledermäuse bequem hindurch passen. 50.) So sind die Kleinsäuger in 
Ihrem Rückzugsort geschützt.“ 
 

Abwägungsempfehlung: 
 

Die Stellungnahme bezieht sich auf das Thema „Klimaschutz und Klimaanpas-
sung“ und die daraus resultierenden Festsetzungsmöglichkeiten im Bebauungs-
plan. 

 
Es ist festzustellen, dass die Nachnutzung und die damit verbundene Nachver-

dichtung der ehemaligen Flächen der General-Wever-Kaserne ein grundsätzlich 
positiver Beitrag zum Klimaschutz ist. Im Rahmen der Aufstellung der Bebau-
ungspläne Eschendorfer Aue - Teilabschnitt Ost und Teilabschnitt West werden 

bestehende Grünflächen  sowie zahlreiche Bestandsbäume erhalten und  festge-
setzt, was auch als positiver Beitrag in Bezug auf das lokale Klima gewertet wird. 

 
Zudem wird die weitere Entwicklung und Realisierung der Wohnbebauung durch 
Energieexperten, die ein modernes, effizientes Energiekonzept erarbeiten, sowie 

die Klimaleitstelle der Stadt Rheine betreut. 
Das geplante Energiekonzept sieht für die Mehrfamilienhäuser eine zentrale 

Nahwärmeversorgung über ein Gas-Blockheizkraftwerk vor. Die Ein- und Zwei-
familienhausbebauung wird dezentral versorgt, überwiegend über Gas-
Brennwertkessel oder Luft- / Wasser-Wärmepumpen. Es wird versucht einen 

Passivhaus-Standard über vertragliche Regelungen bzw. in den Kaufverträgen 
einzufordern; ebenso eine genau definierte installierte Leistung mit Photovoltaik-

anlagen. 
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Des Weiteren handelt es sich hier um eine vom Gesetzgeber besonders geförder-
te Innenentwicklung, einer Wiedernutzbarmachung brachgefallener Siedlungsflä-

che. Es wird eine kompakte Bebauung – unter dem Stichwort „Stadt der kurzen 
Wege“ - mit möglichst hoher Durchmischung von Wohnungstypen, wenig Ver-
kehrsflächen und umfangreicher Grünzüge realisiert. Das benachbarte Land-

schaftsschutzgebiet wird behutsam ökologisch aufgewertet; zudem werden auf 
anderen Flächen umfangreiche Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt. 

 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 
wird. Einer Anpassung der Bauleitplanung bedarf es hier nicht. 

 
Ein weiterer Einwand bezieht sich auf das Vorkommen seltener Tierarten in den 

Bereichen der Bunker auf dem ehemaligen Kasernengelände. Es wird ein Arten-
schutzprojekt angeregt. 

 
Das Plangebiet wurde im Jahr 2015 vollständig kartiert. Planungsrelevante Vo-
gelarten wurden in den Gebäuden nicht festgestellt. Vor dem Abriss von Gebäu-

den ist eine fledermauskundliche Person zu beauftragen, die diese Gebäude auf 
Besatz prüft. Insofern sich zu diesem Zeitpunkt Fledermäuse in den Gebäuden 

befinden, werden entsprechende Maßnahmen vorgenommen. 
 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird. 
 

 
1.5 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 
 Schreiben vom 28.12.2016 

 
Inhalt: 

 
„1.) Im September 2016 lud die EWG Rheine zur Auftaktveranstaltung "Klima-
freundliche Stadtentwicklung - Perspektiven für münsterländische Quartiere von 

morgen" ein. 2.) Als Referentin wurde Frau Varga vom Zukunftsinstitut aus Wien 
begrüßt. 3.) Wer glaubte, dass die Erkenntnisse auch in die in Rede stehende 

Planung einfließen, dürfte angesichts der vom Rat vorgelegten Planung ent-
täuscht sein. 4.) Dabei möchte man so gerne "Klima Kommune" Stadt Rheine 
sein. 5.) Rheine habe für den Klimaschutz einen Plan, heißt es immer wieder. 6.) 

Doch der beste Plan ist nur so gut, wir er auch konsequent als Querschnitt be-
achtet und bei stadtentwicklungspolitischen Entwicklungen Anwendung findet. 7.) 

Dabei hätte man mit dieser Planung auch der Frage widmen können, wie sich 
Rheine in dem wandelnden Umfeld „Wohnen“ hätte entwickeln können. 8.) Ist 
wirklich der Zukunftstrend die konservative Betrachtungsweise nach Einfamilien-

häuser und / oder Zweifamilienhäuser ? 9.) Wurde die neue Wohnbauimmobili-
enkreditrichtlinie bei der Konzeptionierung einbezogen, betrachtet oder beachtet 

? 10.) Welche Antworten gibt die vorgelegte Planung auf den demografischen 
Wandel und den Zuzug in die Bundesrepublik Deutschland ? 11.) Anscheinend 
können nur beschränkt Wohnformen in dem Plangebiet realisiert werden. 12.) 

Insofern sollte die Bauleitplanung soll aufgestellt und angepasst werden, dass 
einerseits keine Wohnformen ausgeschlossen sind und anderseits den Erkennt-

nissen der städtischen Veranstaltung zum Thema "Klimafreundliche Stadtent-
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wicklung - Perspektiven für münsterländische Quartiere von morgen" Gerecht 
wird.“ 

 
Abwägungsempfehlung: 
 

Die Stellungnahme bezieht sich darauf, dass in dem Plangebiet überwiegend Ein- 
und Zweifamilienhäuser festgesetzt sind und auf die Fragestellung, ob dies wirk-

lich dem Zukunftstrend entspricht. 
 
Für das Plangebiet „Eschendorfer Aue“ werden die Bebauungspläne Eschendorfer 

Aue - Teilabschnitt Ost und Eschendorfer Aue - Teilabschnitt West aufgestellt. In 
der Gesamtentwicklung der Flächen werden unterschiedliche Wohnformen fest-

gesetzt und nicht ausschließlich  Ein- und Zweifamilienhäuser. 
Die Bereiche, in denen mehr als 2 Wohneinheiten zulässig sind, halten mehr als 

40 % der gesamten Anzahl der Wohneinheiten (etwa 300 zu 730 WE) vor. Inso-
fern ist durchaus von einer angemessenen Mischung der Wohnformen auszuge-
hen, die auch unter dem Stichwort „Klimafreundliche Stadtentwicklung“ eine be-

darfsorientierte, klimagerechte Bebauung ermöglicht und nicht verhindert. 
 

Die vom Einwender geforderte Beachtung der Wohnbauimmobilienkreditrichtlinie 
war nicht Grundlage konzeptioneller Überlegungen und bauplanungsrechtlicher 
Umsetzung; sie ist hier nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung und 

damit nicht abwägungsrelevant. 
 

Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 
wird. Einer Anpassung der Bauleitplanung bedarf es hier nicht. 
 

 
1.6 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 

 Schreiben vom 30.12.2016 
 
Inhalt: 

 
„1.) Aufgrund der Größe und der Lage der Planung ist eine Nahversorgung vorzu-

sehen. 2.) Nach Durchsicht der öffentlichen städtischen Unterlagen kann nicht 
nachvollzogen werden, dass es im Planbereich ein Nahversorgungszentrum gibt, 
oder in Entstehung sei. 3.) Insofern mangelt es bei der Planung an einem we-

sentlichen Bestandteil. 4.) Nahversorgung wird in der Raumordnung und Stadt-
planung als die Versorgung der Bevölkerung mit Waren und Dienstleistungen des 

kurz- und mittelfristigen Bedarfs in engeren Umfeld der Wohnung definiert. 5.) In 
der öffentlichen Diskussion wird der Begriff meist auf die Versorgung mit Le-
bensmitteln durch den Lebensmitteleinzelhandel verengt. 6.) Fachlich wird je-

doch zwischen der „Nahversorgung im engeren Sinne“ und der „Nahversorgung 
im weiteren Sinne“  

unterschieden: Die „Nahversorgung im engeren Sinne“ umfasst das „Angebot 
von Gütern des täglichen Bedarfs, vor allem von Lebensmitteln, auch von Dienst-
leistungen, das zentral gelegen und fußläufig zu erreichen ist“. Zur „Nahversor-

gung im weiteren Sinne“ gehört ein „(u)mfassendes Angebot an Waren, in der 
Bandbreite von kurz- bis langfristigem Bedarfsbereich, aber auch von öffentlichen 

und privaten Dienstleistungen (Bank, Post, Gastronomie, Schulen, medizinische 
Versorgung, Kultur etc.)“. Die weitere Definition umfasst damit alle Aspekte, die 
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der Bevölkerung die gleichberechtigte Teilhabe am wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Leben in leicht überwindbarer Entfernung vom Wohnort ermöglichen 

sollen. Damit ist die Bereitstellung einer ausreichenden Nahversorgung ein we-
sentlicher Aspekt bei der in Art. 72 Abs. 2 GG geforderten „Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet“. 7.) Insofern bedarf es der Fest-

setzung eines Sondergebietes "Einkaufsmarkt für Nahversorgung" im Rahmen 
des Verfahrens. 7a.) Der Standort, Aussagen zu potentiellen Betreibern, das Ein-

zelhandelsgutachten und die Verträglichkeitsanalyse fehlt. 7b.) Der Nahversor-
gungsnachweis ist öffentlich im Rahmen dieser Planung zu führen. 8.) Das Inte-
resse, von Lärm-/Luftschadstoffimmissionen der im Plangebiet zugelassenen 

Nutzungen - insbesondere der einem Einkaufsmarkt zugeordneten Stellplatzflä-
chen bzw. eines durch den Einkaufsmarkt verursachten An- und Abfahrtsver-

kehrs einschließlich des Andienungsverkehrs - verschont zu bleiben, ist grund-
sätzlich ein für die Abwägung erheblicher privater Belang (vgl. BVerwG, Beschl. 

v. 21.07.1989 - 4 NB 18.88 -, Buchholz 406.11 § 1 BBauG/BauGB Nr. 42; Be-
schl. v. 19.02.1992 - 4 NB 11.91 -, Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 63; Beschl. v. 
06.12.2000 - 4 BN 59.00 -, Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 144). 9.) Diese Abwä-

gung kann mangels der Gutachten zu den Fragen von Lärm, Verkehr und Immis-
sionen nicht vorgenommen werden. 9a.) Die Gutachten fehlen und sind im Rah-

men dieser Planung öffentlich zugänglich zu machen. 9b.) Es bestehen erhebliche 
Bedenken hinsichtlich der zukünftigen Verkehrssicherheit und der Schulwegsiche-
rung angesichts der Größe des Vorhabens und nicht vorhandenen Erschließung 

des Planbereiches. 9c.) Planungen, Konzepte und Kostenabschätzungen nebst 
Finanzierung liegen nicht vor. 9d.) Genannte Nachweise hat die Stadt Rheine im 

Rahmen dieser Planung öffentlich zu führen. 10.) Die Stadt Rheine avisiert die 
Vermarktung der Baulandflächen. 11.) Dies ist die Option für den Plan. 12.) Der 
Eigentumsnachweis ist seitens der Stadt Rheine im Rahmen dieser Planung öf-

fentlich zu führen. 13.) Nach den Unterlagen wurde auch keine Zweckerklärung 
gegenüber der bisherigen Eigentümerin BIMA abgegeben. 14.) Der Kauf der Flä-

chen ist nicht erfolgt. 15.) Die finanziellen Auswirkungen sind nicht Gegenstand 
der Haushaltsplanung 2017 und Folgejahre. 16.) Dabei geht es einerseits um den 
Kaufpreis. 17.) Mangels Kaufvertrag bzw. Eigentum ist der realistische Kaufpreis, 

der sich bei Abgabe einer Zweckerklärung gegenüber der BIMA mindern würde, 
im Haushaltsplan zu veranschlagen. 18.) Weiterhin sind die Erschließungskosten 

und Straßenausbaukosten zu veranschlagen. 19.) Entsprechende Kosten sind 
jedoch nicht dem Haushaltsplan 2017 und Folgejahre zu entnehmen. 19a.) Mit 
der Verabschiedung des Haushaltsplanes 2017 und Folgejahre sind die Kosten zu 

veranschlagen. 20.) Der Offenlage wurde kein Ver- und Entwässerungskonzept 
beigefügt. 20a.) Erforderliche Genehmigungen scheinen nicht vorzuliegen. 20b.) 

Der Nachweis, Genehmigungen sind seitens des Vorhabenträgers im Rahmen 
dieser Bauleitplanung öffentlich zu führen. 21.) Die zu erwartenden Kosten der 
Entwässerung wurden nicht ermittelt und sind im Rahmen dieser Planung öffent-

lich zu führen. 22.) Die Verkehrssicherungspflicht und die dauerhaft gesicherte 
nachhaltige Pflege, Instandhaltung sowie kontinuierliche Reinigung nebst Kosten-

aufwand wurden nicht dargelegt und sind im Rahmen dieser Planung öffentlich zu 
führen. 23.) Erklärungen zur Verkehrspflicht als auch zur personellen Sicherstel-
lung fehlen. 24.) Bereits jetzt ist die öffentliche Grünpflege aus personellen 

Gründen in Rheine nicht gesichert und oft Gegenstand von Unmut der Bürger-
schaft in Rheine. 25.) Ein ganzheitliches Konzept der Hochwassersicherung - 

selbst bei zu erwartbaren Regenereignissen - scheint in Rheine nicht vorhanden 
zu sein. 25a.) Der Nachweis ist im Rahmen der Planung öffentlich zu führen. 26.) 
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Eine Kindertagesstätte soll erstellt werden. 26a.) Es fehlt ein Konzept, ein Träger 
und eine Finanzierung im Rahmen des Haushaltsplanes der Stadt Rheine. 26b.) 

Insofern scheint die Durchsetzung nachhaltig nicht gesichert zu sein. 26c.) Im 
Rahmen der Haushaltsplanung 2017 und Folgejahre sind die Kosten zu veran-
schlagen. 26d.) Der Nachweis zum Konzept, Träger und Finanzierung ist noch 

öffentlich durch den Vorhabenträger im Rahmen dieser Planung zu führen. 27.) 
Die medizinische Nahversorgung wurde nicht dargelegt. 27a.) Auf das Thema 

Hausarztmangel wird hingewiesen. 27b.) Die Sicherstellung der medizinischen 
Grundversorgung ist durch den Vorhabenträger im Rahmen dieser Planung öf-
fentlich zu führen. 28.) Post, Bank und Gastronomie scheinen als Güter des tägli-

chen Bedarfs keinen Eingang in die Planung gefunden zu haben. 28a.) Die Si-
cherstellung dieser Grundversorgung ist durch den Vorhabenträger im Rahmen 

dieser Planung öffentlich zu führen. 29.) Nach der Schulentwicklungsplanung 
scheint die weiterführende mit dem Namen Overbergschule in Eschendorf aufge-

geben zu werden. 29a.) In den nächsten Wochen steht eine Fortschreibung der 
Schulentwicklungsplanung an. 29b.) Hierbei ist auch diese Planung zu berück-
sichtigen. 29c.) Die Ergebnisse der Schulentwicklungsplanung sind maßgeblich 

dafür, ob die geforderte Sicherstellung des Schulangebotes gegeben ist. 29d.) 
Diese Beurteilung kann insofern ist nach abschließender Beratung der Schulent-

wicklungsplanung erfolgen. 29e.) Der Vorhabenträger hat die Sicherstellung im 
Rahmen der Planung öffentlich zu führen. 30.) Das kulturelle Angebot wird auch 
durch das naheliegende Kino geprägt. 30a.) Insofern verschärfen sich bereits 

bestehende verkehrliche Gefahrensituationen. 30b.) Der Vorhabenträger hat die-
sen Sachverhalt im Rahmen der Verkehrsplanung zu berücksichtigen. 30c.) 

Nachweise hierzu liegen nicht vor. 30d.) Der Vorhabenträger hat den Nachweise 
im Rahmen der Planung öffentlich zu führen. 31.) Auch die Auswirkungen auf den 
anliegenden Friedhof scheinen nicht geprüft worden zu sein. 32.) Eine Frage 

scheint zu sein, ob die Erschließung des Friedhofes bedingt durch die Änderung 
der Verkehrsbelastungen neu zu regeln ist. 33.) Erforderlich dürfte ein Boden- 

und Altlastengutachten sein. 33a.) Der Vorhabenträger hat diese Unterlagen im 
Rahmen des Bauleitplanverfahrens noch öffentlich zu führen. 34.) Art und Maß 
der baulichen Nutzung scheinen nicht ausreichend bestimmt zu sein. 35.) So 

scheint man vorwiegend; d.h. anscheinend über 500 Wohneinheiten für Ein- und 
Zweifamilienbebauung vorzusehen. 36.) Vorliegendes städtisches Baulandkon-

zept zeichnet diesen Bedarf jedoch nicht ab. 2c.) Selbst die Stadt Rheine spricht 
nur von knapp 50 Interessenten. 37.) Dieses ist aufgrund der im Jahr 2016 in 
Kraft getretenen Immobilienkreditrichtlinie nicht verwunderlich. 38.) Bestrebun-

gen der Bundesregierung Familien mit einem zu versteuernden Einkommen von 
bis 70.000,00 Euro mit Beträgen fördern zu wollen, belegen fehlende Kreditwür-

digkeit aufgrund der Immobilienkreditrichtlinie der Bevölkerung. 39.) Diese An-
reizpolitik dürfte aber nicht für eine nachhaltige und dauerhafte Bonität bis zur 
Tilgung der Baukredite ausreichend zu sein, zumal die Baukosten und Bodenkos-

ten geradezu galoppieren. 40.) Insofern hat der Vorhabenträger im Rahmen der 
Planung den öffentlichen Nachweis für die avisierte Wohnbaulandgewinnung mit-

tels Ein- und Zweifamilienhausbebauung zu führen. 41.) Ein wohnwirtschaftliches 
Gutachten fehlt. 42.) Zahl des möglichen preisgebundenen Wohnungsbaus ist 
den Realitäten anzupassen. 43.) Hier dürfte eine Größe von 50 % der zu erstel-

lenden Wohneinheiten mindestens den kommunalen Bedarf widerspiegeln. 44.) 
Die Pflege und Unterhaltung der neuen Grünflächen ist nicht nachhaltig geregelt. 

45.) Fragen im Zusammenhang mit der Umlegung sind offen. 46.) Eine Klärung 
der Geh- Fahr-. und Leitungsrechte ist vorzunehmen. 47.) Ein Umweltgutachten 
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hätte vorgelegt werden müssen. 48.) Eingriffe in den Naturhaushalt und Ersatz 
sind nicht nachvollziehbar.“ 

 
Abwägungsempfehlung: 
 

Die Punkte 1 bis 7.b der Eingabe beziehen sich darauf, dass aufgrund der Lage 
und der Größe des Gebietes eine Nahversorgung vorzusehen ist. 

 
Bei dem Plangebiet „Eschendorfer Aue“ handelt es sich um ein Wohngebiet, das 
auf dem ehemaligen Gelände der General-Wever-Kaserne entwickelt werden soll. 

In Ergänzung zum „Masterplan Einzelhandel“ (Junker + Kruse Stadtforschung 
Planung, Dortmund) wurde im April 2015 ein “Nahversorgungskonzept für die 

Stadt Rheine“ durch das selbige Büro erstellt. 
 

Aufgrund der durch den Gutachter und der Stadt Rheine erkannten Notwendig-
keit einer verbesserten Nahversorgung in dem Bereich Südesch / Eschendorf / 
Gellendorf und auf der Grundlage eines seitens der Politik formulierten Auftrages, 

wurde für diesen Stadtbereich eine gutachterliche Untersuchung im Oktober 
2015 zur möglichen Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes erarbeitet. 

Im Rahmen des Gutachtens wurden vier mögliche Standortoptionen für die Ent-
wicklung eines Nahversorgers in dem benannten Stadtbereich untersucht: 
Standort 1  General-Wever-Kaserne 

Standort 2  Elter Straße / Sandhövelstraße 
Standort 3  Elter Straße / Spiekerstraße 

Standort 4 Elter Straße / Graf-von-Staufenberg-Straße 
 
Die benannten Standorte wurden umfangreich vor dem Hintergrund der Unter-

versorgung im Bereich Gellendorf diskutiert. 
 

Der Stadtentwicklungsausschusses „Planung und Umwelt“ hat im Zuge der Be-
schlussfassungen zum Nahversorgungskonzept in seiner Sitzung am 28.10.2015 
beschlossen, dass für den Bereich Südesch / Eschendorf / Gellendorf die Stand-

orte 1 (General-Wever-Kaserne) und 2 (Sandhövelstraße) alternativ, ohne Priori-
tät aus der gutachterlichen Untersuchung zur Ansiedlung eines neuen, zeitgemä-

ßen Lebensmittelmarktes weiter verfolgt werden sollen. 
 
Im Rahmen der Diskussion um die beiden benannten Standorte eines Nahversor-

gers hat sich herausgestellt, dass die Vorteile für einen Standort an der Elter 
Straße / Schlehdornweg überwiegen. Die Erreichbarkeit in verkehrlicher Hinsicht 

an der Elter Straße ist besser, da direkt an das vorhandene Verkehrsnetz ange-
bunden wird. Mit der direkten Lage an der Landesstraße ist eine bessere Wahr-
nehmbarkeit für Kunden und eine städtebaulich-visuelle Einbindung in das Gebiet 

gegeben. 
 

Im Zuge der weiteren Beratungen zur Standortwahl eines neuen Lebensmittel-
marktes im Stadtteil Südesch / Eschendorf / Gellendorf hat der Ausschuss für 
Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz in seiner Sitzung vom 26.10.2016 die 

Standortentscheidung für einen Lebensmittelmarkt im Bereich Elter Straße / 
Schlehdornweg (ca. 600 m entfernt) getroffen und sich dadurch gegen einen Le-

bensmittelmarkt im Bereich der „Eschendorfer Aue“ ausgesprochen. 
Mit diesem neuen Markt am geplanten Standort an der Elter Straße wird eine 
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ausreichende Versorgung des Plangebietes sichergestellt. Somit entfällt die Opti-
on für die Ansiedlung eines entsprechenden Angebotes auf dem Gelände der 

ehemaligen General-Wever-Kaserne.  
 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird. 
 

Die Punkte 8 bis 9.b der Eingabe beziehen sich auf die Gutachten zu den Themen 
Lärm, Verkehr und Immissionen, die im Rahmen der Planung öffentlich zugäng-
lich zu machen sind. 

 
Der Stadt Rheine liegen umfangreiche und erschöpfende Gutachten zu den The-

men Lärm, Verkehr und Geruch vor, deren Ergebnisse in die Planung eingeflos-
sen sind und die im Rahmen der Beteiligung gemäß §§ 3(2) und 4(2) BauGB öf-

fentlich ausgelegt werden. 
 
Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 

wird. Die Behauptungen hinsichtlich fehlender Gutachten werden zurückgewie-
sen. 

 
Der Punkt 20 der Eingabe bezieht sich auf ein Gutachten zu den Themen Ver- 
und Entwässerungskonzept, das der Offenlage nicht beigefügt wurde. 

 
Der Stadt Rheine liegt ein Versickerungsgutachten und ein Konzept zur Entwäs-

serung vor, das im Rahmen der Beteiligung gemäß §§ 3(2) und 4(2) BauGB öf-
fentlich ausgelegt wird. 
Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 

wird. 
 

Die Punkte 25 und 25.a der Eingabe beziehen sich auf ein Konzept der Hochwas-
sersicherung, dass im Rahmen der Planung zu veröffentlichen  ist. 
 

Die Stadt Rheine besitzt ein Konzept zur Hochwassersicherung entlang der Ems. 
Da sich das Plangebiet nicht im Überschwemmungsbereich der Ems befindet und 

auch räumlich sehr weit von der Ems entfernt liegt, ist eine unmittelbare Betrof-
fenheit nicht feststellbar. Zum Thema „Überflutungsschutz“ und „Starkregen“ 
sowie zu den individuellen Schutzmaßnahmen wurde ein Hinweis in den parallel 

laufenden Bebauungsplan aufgenommen. 
 

Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 
wird. 
 

Die Punkte 26 bis 26.d der Eingabe beziehen sich auf die Erstellung, Finanzierung 
und Trägerschaft einer Kindertagesstätte im Gebiet. 

 
Für das Plangebiet „Eschendorfer Aue“ werden die Bebauungspläne Eschendorfer 
Aue - Teilabschnitt Ost und Eschendorfer Aue - Teilabschnitt West aufgestellt. Im 

Teil West wird eine „Fläche für den Gemeinbedarf“ für eine 5-gruppige Kinderta-
gesstätte festgesetzt. Größe und Umfang wurde  mit der zuständigen Abteilung 

der Stadt Rheine abgestimmt. Aussagen zur Finanzierung und Trägerschaft sind 
nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. 
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Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird. 
 
Die Punkte 27 bis 27.b der Eingabe beziehen sich auf die nicht dargelegte medi-

zinische Nahversorgung im Gebiet. 
 

Die Darstellung der medizinischen Nahversorgung für ein Gebiet ist nicht Gegen-
stand dieser Bauleitplanung. Gleichwohl sind Räumlichkeiten für Arztpraxen in-
nerhalb der Allgemeinen Wohngebiete der parallel laufenden Bebauungspläne 

zulässig. Ob und in welchem Umfang Bereiche für medizinische Nahversorgung 
zukünftig genutzt werden, wird sich in der weiteren Entwicklung des Gebietes 

zeigen. 
 

Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 
wird. 
 

Die Punkte 28 bis 28.a der Eingabe beziehen sich auf die Sicherstellung einer 
Grundversorgung (Post, Bank und Gastronomie) innerhalb des Gebietes. 

Die Stadt Rheine hat ein Nahversorgungskonzept erarbeiten lassen. Ergebnis des 
Gutachtens ist es, dass eine Grundversorgung im näheren Umkreis des Plange-
bietes gegeben ist. 

Neben den zentralen Versorgungsbereichen an der Elter Straße und an der Osn-
abrücker Straße sind in der näheren Umgebung weitere Versorgungseinrichtun-

gen insbesondere auch für den täglichen Bedarf vorhanden. 
 
Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 

wird. 
 

Die Punkte 29 bis 29.e der Eingabe beziehen sich auf die Fortschreibung des 
Schulentwicklungsplanes der Stadt Rheine und einen möglichen Schulstandort im 
Plangebiet. 

 
Westlich des ehemaligen Kasernengeländes befindet sich in ca. 400 m Entfer-

nung an der Elter Straße die Südeschschule Rheine. Im Umfeld des Kasernenge-
ländes ist eine ausreichende schulische Versorgung mit gut erreichbaren Bil-
dungseinrichtungen vorhanden. 

Bezogen auf die schulische Versorgung wurde in einem vorangegangenen Dis-
kussionsprozess das Schulamt der Stadt Rheine beteiligt und hat keine diesbe-

züglichen Anforderungen definiert. 
 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird. 
 

Die Punkte 33 und 33.a der Eingabe beziehen sich auf die öffentlich zu führenden 
Boden- und Altlastengutachten. 
 

Der Stadt Rheine liegt ein Bodengutachten sowie eine Altlastenuntersuchung vor, 
die im Rahmen der Beteiligung gemäß §§ 3(2) und 4(2) BauGB öffentlich ausge-

legt werden. 
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Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 
wird. 

 
Die Punkte 34 bis 36 und 40 bis 43 der Eingabe beziehen sich primär darauf, 
dass das städtische Baulandkonzept die geplanten, „anscheinend“ über 500 

Wohneinheiten für Ein- und Zweifamilienhausbebauung nicht widerspiegelt. Der 
Einwender fordert mehr preisgebundenen Wohnungsbau. 

 
Im Plangebiet „Eschendorfer Aue“ werden die Rechtsgrundlagen für die Realisie-
rung von ca. 120 Wohneinheiten über den Bebauungsplan Eschendorfer Aue - 

Teilabschnitt Ost und von ca. 610 Wohneinheiten über den Bebauungsplan 
Eschendorfer Aue - Teilabschnitt West geschaffen. Von den insgesamt etwa 730 

geplanten Wohneinheiten sind mehr als 40 % im Mehrfamilienhausbau vorgese-
hen. Es verbleiben also etwa 430 WE für den Ein- bzw. Zweifamilienhausbau. 

Insofern ist durchaus von einer angemessenen Mischung unterschiedlicher Bau- 
bzw. Wohnformen auszugehen, die auch eine bedarfs- und nachfrageorientierte 
Bebauung ermöglicht. 

 
Nach den bisherigen Marktbeobachtungen und entsprechenden Nachfragen in der 

Liegenschaftsabteilung der Stadt Rheine ist die potenzielle Anzahl der geplanten 
Ein- bzw. Zweifamilienhäuser nicht zu hoch bemessen, sondern orientiert sich 
ziemlich genau am derzeitigen Bedarf. Auf der aktuellen Interessenliste zum 

Baugebiet „Eschendorfer Aue“ sind bereits mehr als 200 Bauwillige vermerkt, die 
sich insbesondere für ein Grundstück zur Errichtung eines Einfamilienhauses be-

werben. Diese Wünsche können angesichts der relativ „offenen“ Festsetzungen in 
den Bebauungsplänen befriedigt werden. Ein Mangel an adäquaten Bau- bzw. 
Wohnformen ist derzeit nicht feststellbar. 

 
Eines dezidierten, „wohnungswirtschaftlichen Gutachtens“ bedarf es nicht. Die 

baulichen Möglichkeiten, die die Bebauungspläne eröffnen, sind vielfältig und 
werden nicht unnötig bzw. willkürlich eingeengt. Einschränkungen hinsichtlich 
des preisgebundenen, sozialen bzw. öffentlich geförderten Wohnungsbaus beste-

hen nicht, in Richtung frei finanzierter Bauvorhaben ebenso wenig. 
 

Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 
wird sowie pauschale, falsche und unbewiesene Behauptungen des Einwenders 
zurückgewiesen werden. 

 
Der Punkt 44 der Eingabe bezieht sich auf die nicht dargestellte Regelung der 

Pflege und Unterhaltung der neuen Grünflächen. 
 
Aussagen zur Pflege und Unterhaltung der öffentlichen Grünflächen sind nicht 

Gegenstand dieses Bauleitplans. 
 

Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 
wird. 
 

Der Punkt 45 der Eingabe bezieht sich darauf, dass Fragen im Zusammenhang 
mit der Umlegung offen sind. 

 



- 22 - 

Darlegungen zur beabsichtigten Umlegung als Mittel des Planvollzuges sind in der 
Begründung enthalten. Durch die Stadt Rheine ist eine sachgerechte Abwägung 

berücksichtigt worden und betrifft damit nicht die Bauleitplanverfahren. Die Er-
gebnisse der Gespräche nach § 47 BauGB werden bei der Planaufstellung be-
rücksichtigt. Das Verfahren wurde durch den Umlegungsbeschluss nach den Auf-

stellungsbeschlüssen der Bebauungspläne eingeleitet. Die materiellen Vorausset-
zungen nach § 47 (2) BauGB für die Einleitung eines Verfahrens lagen somit vor. 

Die Aufstellung des Umlegungsplanes nach § 69 f BauGB ist der Abschluss des 
Verfahrens und noch nicht erfolgt, betrifft daher nicht die laufenden Bauleitplan-
verfahren (s. Punkte 15 und 16 des Einwandes). 

 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird. 
 

Der Punkt 46 der Eingabe bezieht sich auf die Klärung der Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechte. 
Notwendige Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sind in den Bebauungsplänen festge-

setzt und damit ausreichend geklärt. Dem ist nichts hinzuzufügen. 
 

Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 
wird und auch diesmal die behauptete Nicht-Klärung zurückgewiesen wird. 
 

 
Die Punkte 47 und 48 der Eingabe beziehen sich auf das vorzulegende Umwelt-

gutachten und die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. 
 
Der Stadt Rheine liegen für die F-Plan-Änderung sowie für die parallel laufenden 

Bebauungspläne Umweltberichte inklusive Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 
vor, der im Rahmen der Beteiligung gemäß §§ 3(2) und 4(2) BauGB öffentlich 

ausgelegt werden. 
 
Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 

wird. 
 

 
1.7 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 
 Schreiben vom 02.01.2017 

 
Inhalt: 

 
„1.) Die neue Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 
– BauO NRW) vom 15. Dezember 2016 ist am 28.12.2016 im Gesetz- und Ver-

ordnungsblatt veröffentlicht worden (GV. NRW. 2016 S. 1162). 2.) Dadurch lässt 
sich nun das genaue Inkrafttreten der neuen Vorschriften bestimmen. 3.) Gemäß 

§ 90 Abs. 1 S. 1 der neuen BauO NRW treten die §§ 3, 17 bis 25, § 86 Absatz 11 
und § 87 sechs Monate nach der Verkündung in Kraft, also am 28.06.2017. 4.) 
Es handelt sich hierbei im Wesentlichen um die Vorschriften über Bauarten und -

produkte bzw. die Rechtsgrundlage für den Erlass Technischer Baubestimmun-
gen. 5.) Das vollständige Inkrafttreten der neuen BauO NRW bzw. das Außer-

krafttreten der noch geltenden Fassung vom 1. März 2000 im Übrigen erfolgen 
zwölf Monate nach der Verkündung der neuen BauO NRW (§ 90 Abs. 1 S. 2 und 
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3). 6.) Diese Vorschriften gelten damit ab dem 28.12.2017. 7.) Betroffen sind 
dann z.B. der Wegfall des Freistellungsverfahrens sowie die neuen Anforderun-

gen an den Brandschutz oder die Barrierefreiheit. 8.) Vor dem 1. Oktober 2017 
eingeleitete Verfahren sind nach diesem Zeitpunkt auf Antrag der Bauherrin oder 
des Bauherrn nach dem zuvor geltenden Recht fortzuführen, wenn die Bauvorla-

gen vollständig und ohne erhebliche Mängel eingereicht wurden (§ 90 Abs. 5 
BauO NRW). 9.) Für die Regelung zur Herstellung notwendiger Stellplätze (nach 

geltendem Recht § 51 BauO NRW) gilt gem. § 90 Abs. 1 S. 5 BauO NRW eine 
Sonderregelung. 10.) Der geltende § 51 BauO NRW tritt erst zum 01.01.2019 
außer Kraft. 11.) Danach richtet sich die Stellplatzpflicht, mit Ausnahme der 

Stellplätze für Menschen mit Behinderungen nach dem neuen § 50 Abs. 2 BauO 
NRW, allein nach der gemeindlichen Satzung gem. § 50 Abs. 1 BauO NRW. 12.) 

Der neue § 50 tritt zum 28.12.2017 in Kraft (s.o.). 12a.) Daher gilt für die Stell-
platzpflicht folgendes: Bis zum 27.12.2017 besteht in Bezug auf die Stellplätze 

noch die geltende Rechtslage fort. 13.) Ab dem 28.12.2017 richtet sich die Stell-
platzpflicht nach dem neuen § 50 Abs. 2 BauO NRW, im Übrigen gemäß § 90 
Abs. 1 S. 6 BauO NRW nach der gemeindlichen Stellplatzsatzung, sofern eine 

solche schon vorhanden ist, andernfalls weiterhin nach dem derzeitigen § 51 
BauO NRW. 14.) Ab dem 01.01.2019 sind der neue § 50 Abs. 2 BauO NRW und 

die gemeindliche Stellplatzsatzung maßgeblich. 15.) Ist letztere nicht vorhanden, 
entfällt die Stellplatzpflicht im Übrigen. 16.) Da anscheinend schrittweise für Be-
reiche ein Bebauungsplan aufgestellt werden soll, scheint auch der ab dem 

01.01.2009 neue § 50 Abs. 2 BauO NRW und die vermeintliche gemeidliche 
Stellplatzsatzung maßgeblich zu werden. 17.) Insofern wird angeregt und bean-

tragt zunächst eine gemeindliche Satzung über die Stellplatzverpflichtung durch 
den Rat zu verabschieden. 18.) Damit könnte Rechtssicherheit und Rechtsgleich-
heit für alle in Rede stehenden Quartiere der "Eschendorfer Aue" gewährleistet 

werden. 19.) Dieses scheint auch im Hinblick auf die kommunalen Regelungs-
möglichkeiten erstrebenswert zu sein. 20.) Das entfallen der Stellplatzpflicht 

könnte insbesondere auf besondere Wohnformen sinnvolle, gewünschte und wirt-
schaftliche Auswirkungen haben. 21.) Auch könnte damit ein neues Denken für 
Wohnquartiere einhergehen, denn die Steuerung von motorisierten Individual-

verkehren führt zu erhöhten Baukosten. 22.) Dabei wäre mit Blick auf Wohnfor-
men und den demografischen Wandel sowie ökologischem Denken auch autofreie 

Quartiere denkbar. 23.) Dieses Denken hätte auch auf die Erschließung des Plan-
bereiches positive Auswirkungen. 24.) Der Straßenausbau und die gesamte Er-
schließung könnte neu gedacht werden. 25.) Kosten für Altanlieger könnten mi-

nimiert werden. 26.) Bislang geplante Verkehrsflächen, die zudem in der "Esche-
nedorfer Aue" Umweltbelastungen für Mensch, Natur und Tierwelt haben werden, 

könnten entfallen und für andere Verwendungen Räume eröffnen. 26.) Dieses 
dürften und können nur erste Denkansätze sein, da bislang weiteres abwägungs-
relevantes Material seitens der Stadt Rheine nicht veröffentlich worden ist. 27.) 

Zudem macht es Sinn die Planung anhand der weiteren Perspektiven der neuen 
Bauordnung zu überprüfen. 28.) Beachtenswert ist zum Baugenehmigungsver-

fahren die Neuordnung und Neufassung der Vorschriften über das Baugenehmi-
gungsverfahren, wonach u. a. das im früheren § 67 BauO NRW geregelte "Frei-
stellungsverfahren" entfällt. 29.) Die Regelungen zur Aufbewahrungspflicht von 

Unterlagen - Baugenehmigung, Bauvorlagen, bautechnische Nachweise etc. - für 
Bauherren und Eigentümer sind auch für die Planung bedeutsam. 30.) Zum The-

menfeld Barrierefreiheit: Öffentlich zugängliche bauliche Anlagen müssen künftig 
insgesamt im erforderlichen Umfang barrierefrei ausgestaltet sein; in den Rege-
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lungen für Wohnungen (§ 48 neu) wird künftig zwischen barrierefreien und un-
eingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen unterschieden. 31.) 

Brandschutz; Bauen mit Holz: Neuordnung und inhaltliche Überarbeitung der 
Vorschriften zum Brandschutz, Einführung von Gebäudeklassen 32.) Bauproduk-
te: Anpassung an europäisches Recht. 33.) Weiterhin ist Planung hinsichtlich der 

Neuordnung haustechnischer Anlagen, der Vereinfachung des Vollgeschossbe-
griffs, der Regelungen zu Abstandflächen (Regelungsvereinfachung), der Spielflä-

chen für Kleinkinder (Vereinfachung der Anforderung), der Bauüberwachung, 
Bauzustandsbesichtigung (Abgrenzung zur Verantwortung der staatlich aner-
kannten Sachverständigen) und der Baulasten (Vereinfachung der Abgabe von 

Baulasterklärungen) prüfungsrelevant.“ 
 

Abwägungsempfehlung: 
 

Die Eingabe bezieht sich auf die mit der Novellierung der BauO NRW Ende letzten 
Jahres eintretenden Veränderungen (z.B. Stellplatzpflicht, -satzung, Freistel-
lungsverfahren, Abstandsflächen, Vollgeschossbegriff etc.). 

 
Die oben benannten, bauordnungsrechtlichen Themen haben so gut wie keine 

bauplanungsrechtliche Relevanz. Die neuen gesetzlichen Vorgaben sind im nach-
folgenden Baugenehmigungsverfahren entsprechend einzuhalten und auch nur 
hier „prüfungsrelevant“. Sie unterliegen keiner kommunalen Abwägungsmöglich-

keit und sind demnach hier nicht Gegenstand des vorliegenden Bauleitplans. 
 

Es wird festgestellt, dass die oben geschilderten bzw. aus öffentlichen Quellen 
nicht zitierten, sondern lediglich kopierten Hinweise zur Kenntnis genommen 
werden. 

 
 

1.8 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 
 Schreiben vom 02.01.2017 
 

Inhalt: 
 

„1.) Starkregenereignisse sind kein Phänomen, aber anscheinend noch immer ein 
grob unterschätztes Risiko. 2.) Dieses Risiko scheint auch in der Planung nicht 
umfassend bedacht und zukunftsorientiert bewertet zu sein. 3.) So soll anschei-

nend das Planungsgebiet über einen vorhandenen Bach und / oder See entwäs-
sert werden. 4.) Rücksprachen mit Versicherern ergaben, dass dieses Versiche-

rungsrisiko auch Einfluss auf Versicherungen oder Beitragshöhen haben könnte. 
4.) So sei beispielsweise zu klären, ob und in welchem Umfang der Nachweis der 
Verkehrssicherung und / oder Rückstau und / oder Pflege und / oder Unterhal-

tung der Anlagen gewährleistet ist. 5.) Bekannt sei auch, dass die Unterhaltung 
und / oder Pflege des Grünflächenbestandes in der Stadt Rheine nicht ausrei-

chend gesichert ist und politischen Veränderungen unterliegt. 6.) Anscheinend 
gibt es den Eindruck, dass eine gesicherte, dauerhafte und / oder nachhaltige 
Pflege und / oder Unterhaltungen für einen vermeintlichen Versicherungszeit-

raum seitens der Gewährleistungsträgers nicht erklärt werden kann bzw. erklärt 
werden würde. 7.) Insofern wäre es bedeutsam, wenn der Vorhabenträger im 

Wege der Planung Zweifel ausräumen könnte. 8.) Hierbei scheint auch maßgeb-
lich zu sein, dass einerseits extreme Wetterereignisse wie Starkregen in Folge 
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des Klimawandels zuzunehmen und auch die bislang klimatisch gemäßigten Zo-
nen zu treffen, andererseits haben Flächenversiegelung, die Verdolung von Bach-

läufen, eine ufernahe Bebauung und ein geringes Risikobewusstsein in der Bevöl-
kerung dazu geführt, dass Starkregenereignisse sogar in kleinen Einzugsberei-
chen bescheidener Fließgewässer zu plötzlichen Hochwassern führen und enorme 

Schäden verursachen können. 9.) Solche Ereignisse sind im Gegensatz zu den 
eher langsam ansteigenden Hochwasserlagen an großen Flüssen derzeit weder 

vorhersagbar, noch bieten sie Möglichkeiten zur Frühwarnung. 10.) Sie erfolgen 
kurzfristig und häufig mit einer extremen zerstörerischen Gewalt im Umfeld des 
Bachlaufes aufgrund sehr hoher Fließgeschwindigkeiten sowie kaum getroffener 

Schutzmaßnahmen. 11.) Selbst kleine, bislang idyllisch erlebte Bäche werden 
urplötzlich zu reißende Strömen, die Mensch, Tier, Landschaft und Bauten bedro-

hen. 12.) Nach wenigen Stunden ist das Ereignis vorbei – zurück bleiben 
Schlammwüsten, hohe Schäden und leider auch immer öfter verletzte oder gar 

getötete Menschen. 13.) Es scheint als wurde diese Entwicklung nicht ausrei-
chend in der Planung berücksichtigt. 14.) Der Vorhabenträger wäre also gut be-
raten auch solche Zweifel mit seiner Abwägung auszuräumen und den potentiel-

len Eigentümern gegenüber vermeintlichen Versicherungen eine dauerhafte und 
nachhaltige rechtsgültige verwertbare Erklärung abzugeben. 15.) Auch für den 

Fall, dass der Vorhabenträger widererwartend wie bei skizzierten Schadensereig-
nissen gegenüber den Eigentümern Abhilfe verspricht. 16.) Diese würde auch für 
Planungssicherheit und Kostensicherheit führen. 17.) Gern würde ich als potenti-

eller Grundstücksinteressent über ein solches Papier verfügen. 18.) Versicherer 
würden sicherlich solche Erklärungen bei der Beitragsberechnung berücksichti-

gen.“ 
 
Abwägungsempfehlung: 

 
Die Eingabe bezieht sich auf die Starkregenereignisse und dem sich daraus erge-

benden Versicherungsschutz für Versicherte bzw. Betroffene. 
 
Die Entwässerung des Gebietes erfolgt im Trennverfahren. Das Niederschlags-

wasser aus dem Plangebiet „Eschendorfer Aue“ soll über einen offenen Ableiter 
dem Gewässer 1100 zugeleitet werden. In diesem offenen Ableiter lässt sich 

auch gleichzeitig das Niederschlagswasser bis zur Überlaufhäufigkeit n = 0,5 zu-
rückhalten. Die zulässige Einleitungswassermenge bestimmt sich entsprechend 
dem BWK-Merkblatt 3. Das Gewässer hat Vorflut nach Osten zum Hemelter Bach. 

Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser wird einem zentralen Schmutzwas-
serpumpwerk zugeführt, von dem es dann mittels einer Druckrohrleitung in die 

vorhandene Mischwasserkanalisation in der Schorlemerstraße gepumpt wird. 
Die entwässerungstechnische Erschließung der gesamten Fläche der ehemaligen 
General-Wever-Kaserne wird noch in einem Antrag nach § 57.1 LWG angezeigt. 

Für die naturnahe Gestaltung des Gewässers 1100 wird ein Antrag nach § 68 
WHGF bei der Unteren Wasserbehörde eingereicht. 

 
Regenwasser, welches bei Starkregen nicht mehr über die Regenwasserkanalisa-
tion abgeführt werden kann, wird oberflächig über entsprechenden Ausbildung 

der Straßenkörper über zwei öffentliche Parzellen aus dem Plangebiet heraus zu 
dem noch zu erstellenden Regenwasserableiter schadlos abgeleitet. 

Hierzu wurde in den parallel laufenden Bebauungsplänen ein Hinweis aufgenom-
men: 
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„Jeder Eigentümer hat sein Grundstück gegen Überflutungsschutz infolge von 
Starkregenereignissen zu schützen. Eine Überflutung kann eintreten, wenn im 

Gelände, auf Straßen oder Hofflächen kurzzeitig aufgestautes Oberflächenwasser 
– häufig an Geländetiefpunkten und auch bei Hanglagen – über tief liegende 
Hauseingänge, Kellerfenster oder Garageneinfahrten in die Gebäude eindringt 

und dort Schäden verursacht, ohne das ein Mangel in der Kanalisation vorliegt. 
Für Grundstücke mit bebauten und befestigten Flächen von mehr als 800 m2 ist 

nach DIN 1986-100 eine Überflutungsprüfung durchzuführen. 
Es wird daher z. B. empfohlen die Oberkante des Erdgeschoßfussbodens mindes-
tens 0,30 m höher als die Erschließungsstraße zu legen.“ 

 
Die Forderung des Einwenders, dass die Stadt Rheine als Vorhabenträger gegen-

über den Bauherrn schriftlich erklärt, dass in keinem Fall und zu keinem Zeit-
punkt ein individueller Starkregen-Schaden entstehen kann, ist völlig haltlos und 

abstrus. Diese einseitige Regresspflicht bzw. Zustimmung kann nicht gegeben 
werden und ist nicht erfüllbar. 
 

Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 
wird und die behauptete Nicht-Beachtung des Starkregen-Themas zurückgewie-

sen wird. 
 
 

1.9 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 
 Schreiben vom 07.01.2017 

 
Inhalt: 
 

„1.) Der Öffentlichkeit ist folgende Beschreibung und Erklärung über die Beschaf-
fenheit des Planungsgebietes zu entnehmen: Die Stadt Rheine ist das Zentrum 

im nördlichen Münsterland und mit 76.000 Einwohnern die zweitgrößte Stadt im 
gesamten Münsterland.  
Rheine liegt in der Mitte des Städtedreiecks Münster / Westfalen – Osnabrück – 

Enschede (NL) (40 km nördlich von Münster / Westf., 45 km westlich von Osnab-
rück und 45 km östlich der niederländischen Stadt Enschede). Als nördlicher Aus-

läufer der westfälischen  
Tieflandbucht grenzt das Stadtgebiet im Norden an das Emsland (Bundesland 
Niedersachsen). Rheine ist ein aktiver Wirtschafts- und Wissensstandort nicht 

nur aufgrund seiner Lagevorteile. Auch die urbane Lebendigkeit mit vielen Ange-
boten in den Bereichen Freizeit, Sport, Kultur und Bildung prägen einen attrakti-

ven Standort. Die Rheiner Innenstadt fokussiert die Geschichte und Bedeutung 
der Stadt mit dem charmanten Altstadtbild, den kulturellen Einrichtungen und 
Sehenswürdigkeiten sowie den sehr guten Einkaufsmöglichkeiten;  

die idyllische Ems prägt den besonderen Reiz der Stadt. Rheine verfügt zudem 
über umfangreiche Versorgungseinrichtungen  

des täglichen Bedarfs sowie Grund- und weiterbildende Schulen. Das Gelände der 
ehemaligen General-Wever-Kaserne ist regional und überregional an das Ver-
kehrsnetz angebunden (B 65, B 70, B 475 und B 481 sowie A 1 und A 30); eine 

schnelle Erreichbarkeit des  
Flughafens Münster-Osnabrück ist direkt möglich. Zudem ist der Standort gut in 

das Netz des öffentlichen Personen-Nahverkehrs integriert;  
über Stadtbuslinien ist der überregional und international angebundene Bahnhof 
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(Amsterdam – Berlin sowie Emden – Ruhrgebiet / Süddeutschland) zu erreichen. 
Bebauung Die General-Wever-Kaserne war eine „junge“ Luftwaffenkaserne, sie 

wurde erst in den  
60er Jahren neu gebaut. Nach Aufgabe der militärischen Nutzung des nahegele-
genen Flugplatzes Hopsten Ende 2005 wurde die Kaserne am 1. Februar 2007 

von der Bundeswehrverwaltung geräumt an die Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben übergeben. Das Kasernengelände selbst setzt sich aus einem Versor-

gungs- und Wohnbereich sowie einem Instandhaltungsbereich (mit Hallengebäu-
den)  
und einer Rasen-Sportanlage zusammen. Die Gebäude sind weitgehend in einem 

guten Erhaltungszustand. Herausragendes Merkmal ist der parkartig angelegte 
Kasernenbereich mit großzügigen Wiesen und einem großem Bestand an Laub-

bäumen; im zentralen Bereich ist ein großer, gestalteter Angelteich angelegt, der 
ein beeindruckendes Ensemble mit dem Kasinogebäude bildet. Dies prägt insge-

samt eine Art Campus-Charakter, der kaum den Eindruck einer militärischen An-
lage entstehen lässt, zumal intensive Verbindungen zum Freiraum bestehen. Inf-
rastruktur Da der Standort in den Siedlungskörper integriert ist, sind öffentliche 

Infrastrukturen sowie Versorgungsbereiche  
im direkten Umfeld vorhanden (Schulen, Kindergärten, Stadtpark, Freibad, zwei 

Versorgungszentren). Die nur einen Kilometer  
entfernte Innenstadt erreicht man auch auf attraktiven Fuß- und Radwegen ent-
lang der Ems. Die Erschließungsanlagen und die Infrastruktur  

(Kanäle, Beleuchtung, zentrales Öl-Heizwerk, Heizung und Warmwasserversor-
gung etc.) sind auf dem Stand ihrer Errichtung in den 60er und 70er Jahren; der 

Instandhaltungs- und Sanierungsbedarf ist vom Käufer zu tragen. Die Kaserne 
entwässert im Mischsystem mit einem Übergabepunkt am städtischen Kanal; 
dennoch sind Versickerungsmöglichkeiten möglichst auszuschöpfen. Das Ziel ei-

ner Neuentwicklung der Kaserne soll dem außergewöhnlichen Ambiente der An-
lage gerecht werden. Hier bietet sich die Chance für ein Dienstleistungsquartier 

(durchaus verbunden mit verträglichen gewerblichen Strukturen) als Standort für 
thematisch miteinander verbundene Nutzungen entlang einer Wertschöpfungs-
kette. Als Beispiel seien die Themen private Fachhochschule, Forschung, Ge-

sundheit, Medizin, Ernährung,  
Umwelttechnologie oder auch Freizeit genannt, die Synergien zu den in Rheine 

vorhandenen Unternehmen und Institutionen (FH) bieten.  
Aus Sicht der kommunalen Stadtentwicklung ist jedoch eine Nachnutzung in 
Form eines Gewerbegebiets sowie eines Einzelhandelsstandortes nicht denkbar. 

Für die Liegenschaft wurde kürzlich ein offener Ideen- und Förderwettbewerb für 
Masterstudenten/innen, junge Stadtplaner, Landschaftsplaner, Architekten, Bau-

ingenieure, der sogenannte Schlaun-Wettbewerb, durchgeführt. Der Wettbewerb 
stieß auf eine äußerst erfreuliche Resonanz. Die besten Entwürfe wurden von ei-
ner Jury prämiert. Da kein rechtskräftiger Bebauungsplan vorliegt, sind die Flä-

chen derzeit größtenteils bauplanungsrechtlich als Außenbereich (§ 35 BauGB) zu 
bewerten, auch wenn sie über Straßenanschluss und Infrastruktur verfügen. 

Neue Nutzungen erfordern somit die Erarbeitung eines Bebauungsplanes in Ver-
bindung mit einem städtebaulichen Vertrag. Da kein rechtskräftiger Bebauungs-
plan vorliegt, sind die Flächen derzeit größtenteils bauplanungsrechtlich als Au-

ßenbereich (§ 35 BauGB) zu  
bewerten, auch wenn sie über Straßenanschluss und Infrastruktur verfügen. 

Neue Nutzungen erfordern somit die Erarbeitung eines Bebauungsplanes in Ver-
bindung mit einem städtebaulichen Vertrag.Informieren Sie sich bei: Bundesan-
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stalt für Immobilienaufgaben  
Verkaufsteam Dortmund Herr Wilhelm Stümmler | Tel.: +49 (0)231 8402-3001 

2.) "Die Stadt Rheine ist das Zentrum im nördlichen Münsterland und mit 76.000 
Einwohnern die zweitgrößte Stadt im gesamten Münsterland. Rheine liegt in der 
Mitte des Städtedreiecks Münster / Westfalen – Osnabrück – Enschede (NL) (40 

km nördlich von Münster / Westf., 45 km westlich von Osnabrück und 45 km öst-
lich der niederländischen Stadt Enschede). Als nördlicher Ausläufer der westfäli-

schen Tieflandbucht grenzt das Stadtgebiet im Norden an das Emsland (Bundes-
land Niedersachsen)." Aus dieser öffentlichen Qualifizierung der Stadt Rheine 
sollte ein Selbstverständnis sowie eine gessamtgesellschaftliche Verantwortung 

für die Bedarfe der Bundesrepublik Deutschland von Rat und Verwaltung erwach-
sen. Am 06. Januar wurde wie folgt berichtet: Düsseldorf. Der Wohnungsbau in 

Deutschland liegt nach wie vor weit unter dem Ziel von 400.000 Neubauwohnun-
gen pro Jahr. „Wir gehen für 2016 insgesamt von etwa 300.000 Wohnungsfertig-

stellungen aus – davon 260.000 Einheiten in neu errichteten Wohngebäuden“, 
sagte Ludwig Dorffmeister, der Wohnungsbaufachmann des Münchner ifo-
Instituts, der Deutschen Presse-Agentur. Für 2017 rechnen die Wissenschaftler 

mit rund 325.000 Fertigstellungen, für 2018 mit etwa 335.000 Einheiten. Damit 
hinkt auch nach Ansicht von Reiner Braun, Vorstand des auf Wohnimmobilien 

spezialisierten Marktforschungsinstituts Empirica, der Wohnungsneubau weit hin-
ter dem Bedarf her: „Wir brauchen zehn Jahre lang jedes Jahr 350.000 neue 
Wohnungen.“ Was auch daran liegt, dass über Jahre zu wenig gebaut wurde, weil 

Statistiker eine sinkende Bevölkerung vorhersagten. Doch es kam anders. Die 
Bevölkerung wuchs, nicht nur wegen der aufgenommenen Flüchtlinge sondern 

aufgrund von Zuzüglern aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die mit da-
zu beitrugen, dass die deutsche Wirtschaft bei zunehmenden Beschäftigungs- 
und abnehmenden Arbeitslosenzahlen wächst. „Wir haben eine Million Wohnun-

gen zu wenig“, konstatiert Rolf Buch, Chef des mit rund 350.000 Wohnungen 
größten Wohnungsvermieters in Deutschland, gegenüber dem Handelsblatt. Von 

Gegenrechnungen, wonach auf dem Land Tausende Wohnungen leer stehen, hält 
Manager Buch nichts. Der Trend zur Urbanisierung sei nicht zu stoppen, ist er 
überzeugt. Dass Wohnungssuchende sich nicht ohne weiteres auf Orte mit Leer-

stand umleiten lassen, hat sich aus Sicht von Marktforscher Braun in der Praxis 
bereits bei der Wohnsitzauflage für Flüchtlinge gezeigt. Die wurde im August 

2016 beschlossen, wird aber beispielsweise vom bevölkerungsreichsten Bundes-
land Nordrhein-Westfalen erste seit Anfang Dezember umgesetzt. Das Gesetz 
verpflichtet Geflüchtete für maximal drei Jahre in der Kommune zu wohnen, der 

sie zugewiesen wurden. Tatsächlich ziehen Menschen dorthin, wo es Arbeit gibt. 
Daraus erklärt sich auch die Flucht aus vielen Landkreisen in Ostdeutschland. Die 

Menschen im Osten übersiedeln allerdings heute anders als früher nicht mehr 
automatisch in den Westen, sondern in Regionalzentren in ihrer Nähe. So etwa 
nach Dresden oder Leipzig, so dass dort allmählich die Wohnungen knapp oder 

zumindest aufgrund der hohen Nachfrage deutlich teurer werden. 2a.) Das Er-
gebnis dieser Entwicklung ist, dass in vielen Städten Mieter händeringend be-

zahlbare Wohnungen suchen. 2b.) Doch die Planung sieht nur einen marginalen 
Teil von Geschosswohnungsbau vor. 2c.) Statt dessen soll Bauland im Wesentli-
chen für Einfamilienhäuser und / oder Zweifamilienhäser geschaffen werden. 2d.) 

Insofern beantrage eine Planung, die mindestens einen von 50 % als Geschoss-
wohnungsbau für den Sozialen Wohnungsbau vorsieht.  

3.) Rheine ist ein aktiver Wirtschafts- und Wissensstandort nicht nur aufgrund 
seiner Lagevorteile. Auch die urbane Lebendigkeit mit vielen Angeboten in den 
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Bereichen Freizeit, Sport, Kultur und Bildung prägen einen attraktiven Standort. 
Die Rheiner Innenstadt fokussiert die Geschichte und Bedeutung der Stadt mit 

dem charmanten Altstadtbild, den kulturellen Einrichtungen und Sehenswürdig-
keiten sowie den sehr guten Einkaufsmöglichkeiten; die idyllische Ems prägt den 
besonderen Reiz der Stadt. 3a.) Aus dieser öffentlichen Qualifizierung der Stadt 

Rheine sollte auch die Forderung von Politik und Verwaltung erwachsen, bei die-
ser Planung die Schaffung von Wohnmobilstandorten rechtlich abzusichern und 

damit den Tourismus zu fördern. 3b.) Ich beantrage, dass ein Quartier / ein Flä-
chenbereich in diesem Planbereich explizit für die Realisierung eines Wohnmobil-
standortes planungsrechtlich abgesichert wird. 3c.) Andere Nutzungen wären in 

diesem Planbereich ausgeschlossen. 3c.) Medien war vor wenigen Tagen ein Bei-
trag zu entnehmen, wonach Christian Schnorrenberg aus Rheine im Zusammen-

hang mit der Diskussion über Wohnmobil-Stellplätze bekundete, dass er in Rhei-
ne einen Stellplatz mit 70 Stellflächen eröffnen wollte, aber an den Auflagen der 

Stadt Rheine gescheitert sei. 3d.) Insofern scheint ein riesiger Bedarf an Wohn-
mobilstellplätzen in Rheine vorhanden zu sein. 3e.) Der Bereich im Stadtpark 
würde diesen Bedarf nicht decken können. 3f.) Auch nicht unter Berücksichtigung 

der weiteren in Rheine avisierten Standorte, dürfte die Zahl von 70 Stellplätzen 
nicht zu realisieren sein. 3g.) Insofern beantrage ich eine Fläche mit einer Grö-

ßenordnung von mindestens 25 Stellflächen im Plangebiet rechtlich abzusichern. 
3h.) Insofern würden Politik und Verwaltung dem öffentlich artikulierten politi-
schen Willen zur Förderung und Schaffung von Wohnmobilstandorten gerecht 

werden.  
4.) Die General-Wever-Kaserne war eine „junge“ Luftwaffenkaserne, sie wurde 

erst in den 60er Jahren neu gebaut. Nach Aufgabe der militärischen Nutzung des 
nahegelegenen Flugplatzes Hopsten Ende 2005 wurde die Kaserne am 1. Februar 
2007 von der Bundeswehrverwaltung geräumt an die Bundesanstalt für Immobi-

lienaufgaben übergeben. Das Kasernengelände selbst setzt sich aus einem Ver-
sorgungs- und Wohnbereich sowie einem Instandhaltungsbereich (mit Hallenge-

bäuden) und einer Rasen-Sportanlage zusammen. Die Gebäude sind weitgehend 
in einem guten Erhaltungszustand. Herausragendes Merkmal ist der parkartig 
angelegte Kasernenbereich mit großzügigen Wiesen und einem großem Bestand 

an Laubbäumen; im zentralen Bereich ist ein großer, gestalteter Angelteich ange-
legt, der ein beeindruckendes Ensemble mit dem Kasinogebäude bildet. 4a.) Aus 

dieser öffentlichen Qualifizierung der Stadt Rheine sollte auch die Forderung von 
Politik und Verwaltung erwachsen, dass möglichst viele Gebäude und Flächen im 
Bestand einer neuen Nutzung überführt werden. 4b.) Doch anscheinend sollen 

alle Flächen geräumt werden. 4c.) Insofern beantrage ich, die Planungen ent-
sprechend der öffentlichen Qualifizierungen der Stadt Rheine zu überplanen.  

5.) Die Kaserne entwässert im Mischsystem mit einem Übergabepunkt am städti-
schen Kanal; dennoch sind Versickerungsmöglichkeiten möglichst auszuschöpfen. 
5a.) Aus dieser öffentlichen Qualifizierung der Stadt Rheine ist zu entnehmen, 

dass die in der Planung aufgenommene Versickerung als Entwässerung nicht in 
dem Umfang möglich ist, wie es die Stadt Rheine beabsichtigt.  

6.) Das Ziel einer Neuentwicklung der Kaserne soll dem außergewöhnlichen Am-
biente der Anlage gerecht werden. Hier bietet sich die Chance für ein Dienstleis-
tungsquartier (durchaus verbunden mit verträglichen gewerblichen Strukturen) 

als Standort für thematisch miteinander verbundene Nutzungen entlang einer 
Wertschöpfungskette. Als Beispiel seien die Themen private Fachhochschule, For-

schung, Gesundheit, Medizin, Ernährung, Umwelttechnologie oder auch Freizeit 
genannt, die Synergien zu den in Rheine vorhandenen Unternehmen und Institu-
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tionen (FH) bieten. Aus Sicht der kommunalen Stadtentwicklung ist jedoch eine 
Nachnutzung in Form eines Gewerbegebiets sowie eines Einzelhandelsstandortes 

nicht denkbar. 6a.) Insofern beantrage ich, die Planung entsprechend dem Stand 
Juni 2016 zu überarbeiten und ins weitere Verfahren zu geben. 6b-1.) Am Frei-
tag, den 15. Juli 2016 veröffentlichte der Leiter der Lokalredaktion der Münster-

ländischen Volkszeitung Reiner Wellmann einen Pressebericht mit der Überschrift 
„Großes Interesse an GWK-Grundstücken“ und der weiteren Betitelung „Entwurf 

für Baugebiet“ im online Medium der Zeitung. 6b-2.) Am gleichen Tag wurde 
hierzu auch im Print Medium berichtet. 6b-3.) Dieser Bericht enthält die Über-
schrift „ Großes Interesse an GWK-Grundstücken“. 6b-4.) Als weitere Unterschrift 

war wie folgt zu lesen: „Verwaltung stellt städtebaulichen Entwurf für General-
Wewer-Kaserne vor / Kauf Ende des Jahres geplant“. 6b-5.) Beide Artikel, online 

Artikel und Print Artikel, haben ein Schaubild über den vermeintlichen städtebau-
lichen Entwurf enthalten. 6b-6.) So enthält das Schaubild den folgenden Beitrag: 

„Dieser städtebauliche Entwurf dürfte die Basis für das Bebauungsplanverfahren 
werden. 6b-7.) Ein großzügiger Grünzug mit Wasserflächen durchzieht das Ge-
lände. 6b-8.) Ob der Nahversorgungsmarkt unten links gebaut wird, ist fraglich. 

6b-9.) Die Gellendorfer Kommunalpolitiker hatten sich erst kürzlich für einen 
Verbrauchermarkt an der Elter Straße/Schlehdornweg ausgesprochen.“ 6b-10.) 

Weiterhin ist im Bericht wie folgt zu lesen: „Den Politikern wurde unlängst in 
nicht öffentlicher Sitzung der städtebauliche Entwurf vorgestellt, der auf Basis 
der Anregungen aus der Planungswerkstatt mit den Bürgern im November ent-

standen ist.“ 6b-11.) Insofern scheint der Leiter der Lokalredaktion der Münster-
ländischen Volkszeitung Reiner Wellmann aus einer nicht öffentlichen Sitzung des 

Rates berichten zu können. 6b-12.) Aus einer zeitgleichen Presseveröffentlichung 
der Stadt Rheine ist wie folgt zu entnehmen: „ Inzwischen wurde ein erstes städ-
tebauliches Konzept erarbeitet und im Stadtentwicklungsausschuss am 22. Juni 

2016 vorgestellt. 6b-13.) Die bisherigen Rückmeldungen aus der Politik waren 
durchweg positiv. 6b-14.) Den aktuellen Planungsstand stellten Kristine Karasch, 

Beigeordnete im Bereich Planen und Bauen zusammen mit Stadtplanungsleiter 
Martin Dörtelmann, Konversionsmanager Uwe Raffloer und Projektsteuerer Mark 
Dieckmann nun der Öffentlichkeit vor. 6b-15.) “ Ein Blick ins Ratsinformations-

system der Stadt Rheine zeigte, dass tatsächlich am 22. Juni 2016 eine öffentli-
che und eine nicht öffentliche des Ausschusses durchgeführt worden ist. 6b-16.) 

Dem öffentlichen Protokoll kann jedoch keine Information zum in Rede stehen-
den Planungsprozess entnommen werden. 6b-17.) Insofern dürfte es stimmig 
sein, dass die Verwaltung im Vorfeld der Offenlage eine Abstimmung der Bauleit-

planung mit den Entscheidungsträgern der Stadt Rheine vorgenommen hat. 6b-
18.) Der Beschluss über die Offenlage wurde anscheinend am 30.11.2016 im 

Stadtentwicklungsausschuss einstimmig gefasst. 6b-19.) Anscheinend wurde 
somit die fehlende Nahversorgung, die zwingend erforderlich ist, aus rein politi-
schen Erwägungen mit Blick auf politische Wunschvorstellung in Bezug auf das 

Quartier Elter Straße / Schlehdornweg aus dem Konzept für die Konversionsflä-
che herausgenommen. 6b-20.) Für das Verfahren dürfte zudem rechtlich er-

schwerend sein, dass anscheinend der Leiter der Lokalredaktion der Münsterlän-
dischen Volkszeitung anscheinend über Beratungen aus nicht öffentlicher Sitzung 
berichten konnte. 6b-21.) Weiterhin kann aus den Medienberichten abgeleitet 

werden, dass es der Wunsch der BürgerInnen der Planungswerkstätten war, in 
diesem Quartier auch eine Nahversorgung angesiedelt zu sehen. 6b-22.) Folglich 

kann die Verwaltung nicht die Begründung zum Verfahren anführen, dass das der 
städtebauliche Entwurf aus den Anregungen der Planungswerkstätten entstanden 
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ist. 6b-23.) Folglich dürfte anscheinend Politik in der Frage der Ansiedlung der 
Nahversorgung politisch entschieden haben. 6b-24.) Es dürfte insofern empfeh-

lenswert sein im weiteren Verfahren die Nahversorgung in die Planung zu integ-
rieren. 6b-25.) Entsprechende Schaubilder scheinen der Verwaltung vorzuliegen.  
7.) Für die Liegenschaft wurde kürzlich ein offener Ideen- und Förderwettbewerb 

für Masterstudenten/innen, junge Stadtplaner, Landschaftsplaner, Architekten, 
Bauingenieure, der sogenannte Schlaun-Wettbewerb, durchgeführt. Der Wettbe-

werb stieß auf eine äußerst erfreuliche Resonanz. Die besten Entwürfe wurden 
von einer Jury prämiert. 7a.) Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die Wettbe-
werbsergebnisse nicht Bestand der Planung sind. 7b.) Ich beantrage daher die 

Vorlage einer alternativen Planung unter Einbeziehung der Wettbewerbsergebnis-
se und die Überarbeitung der vorgelegten Planung mit den Ergebnissen des 

Wettbewerbes.  
8.) Da kein rechtskräftiger Bebauungsplan vorliegt, sind die Flächen derzeit größ-

tenteils bauplanungsrechtlich als Außenbereich (§ 35 BauGB) zu bewerten, auch 
wenn sie über Straßenanschluss und Infrastruktur verfügen. Neue Nutzungen 
erfordern somit die Erarbeitung eines Bebauungsplanes in Verbindung mit einem 

städtebaulichen Vertrag. Da kein rechtskräftiger Bebauungsplan vorliegt, sind die 
Flächen derzeit größtenteils bauplanungsrechtlich als Außenbereich (§ 35 BauGB) 

zu bewerten, auch wenn sie über Straßenanschluss und Infrastruktur verfügen. 
8a-1.) Die Stadt Rheine beabsichtigt eine (Wieder?) Eingliederung der Flächen 
der ehemaligen General-Wever-Kaserne in den Wirtschafts- und Naturkreislauf, 

insbesondere deren zivile Nachnutzung. 8b-2.) Im konkreten Fall dürfte es somit 
darum gehen, ehemalige Unterkünfte für Soldaten nunmehr für ziviles Wohnen 

zu nutzen. 8b-3.) Nach der Landesbauordnung bedarf die Nutzungsänderung 
baulicher Anlagen grundsätzlich einer Baugenehmigung. 8b-4.) Eine solche Nut-
zungsänderung liegt in der Regel auch dann vor, wenn man die bisherige Nut-

zung als Wohnen im Sinne der BauNVO betrachtet, da der zivilen Nachnutzung 
unter städtebaulichen Aspekten eine veränderte Qualität zukommt. 8b-5.) Dies 

gilt insbesondere in Bezug auf die Anforderungen an die Erschließung und die 
Umweltschutzbelange (z. B. Immissions- und Klimaschutz). 8b-6.) Liegt eine 
Nutzungsänderung somit in der Regel vor, hängt die Erteilung der erforderlichen 

Baugenehmigung vor allem von der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit des 
Vorhabens ab, also vor allem von der der Frage, ob die betreffenden Grundstü-

cke zum Innenbereich (§ 34 BauGB) oder zum Außenbereich (§ 35 BauGB) gehö-
ren. 8b-7.) Existiert für das fragliche Gebiet ein Bebauungsplan, so richtet sich 
die Zulässigkeit nach den Festsetzungen dieses Bebauungsplans. 8b-8.) Be-

stimmt der Bebauungsplan als Art der baulichen Nutzung ein Sondergebiet für 
Zwecke der Landesverteidigung, so sind zivile Folgenutzungen ohne Änderung 

des Bebauungsplan in der Regel ausgeschlossen. 8b-9.) Da auch im Außenbe-
reich eine zivile Nachnutzung in der Regel unzulässig sein wird, kommt es vor 
allem darauf an, ob ein Innenbereich im Sinne von § 34 BauGB angenommen 

werden kann. 8b-10.) Die Frage, wann ein Innenbereich vorliegt, ist jedoch be-
reits im Allgemeinen nicht immer einfach zu beantworten. 8b-11.) Im Falle von 

militärischen Liegenschaften potenzieren sich die Abgrenzungsschwierigkeiten 
zwischen Innen- und Außenbereich und spezielle Rechtsfiguren wie der sog. “Au-
ßenbereich im Innenbereich” spielen hier besonders häufig eine Rolle. 8b-12.) 

Den Unterlagen kann eine erforderliche rechtliche Würdigung nicht entnommen 
werden. 8b-13.) Um jedoch ein rechtssicheres Verfahren zu haben, hat der Vor-

habenträger diese Fragestellungen vor der Offenlage zu klären.  
9.) Die Öffentlichkeit ist über die Begründung zur Offenlage auch zu den Ergeb-
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nissen der Themenkomplexe Ziffer 1 bis 8 zu unterrichten.“ 
 

Abwägungsempfehlung: 
 
Die Punkte 2.a bis 2.d der Eingabe beziehen sich darauf, dass im Plangebiet an-

geblich nur ein marginaler Anteil an Geschosswohnungsbau vorgesehen sei und 
stattdessen im wesentlichen Bauland für Ein- und Zweifamilienhäuser vorgese-

hen ist. Es wird beantragt, dass mindestens 50 % Geschosswohnungsbau für so-
zialen Wohnungsbau vorgesehen wird. 
 

Im Plangebiet „Eschendorfer Aue“ werden die Rechtsgrundlagen für die Realisie-
rung von ca. 120 Wohneinheiten über den Bebauungsplan Eschendorfer Aue - 

Teilabschnitt Ost und von ca. 610 Wohneinheiten über den Bebauungsplan 
Eschendorfer Aue - Teilabschnitt West geschaffen. Von den insgesamt etwa 730 

geplanten Wohneinheiten sind mehr als 40 % im Geschosswohnungsbau bzw. 
Mehrfamilienhausbau vorgesehen, wobei Großwohnanlagen durch Beschränkung 
der Wohneinheiten je Gebäude vermieden werden. Es verbleiben also etwa 430 

WE für den Ein- bzw. Zweifamilienhausbau. Insofern ist durchaus von einer an-
gemessenen Mischung unterschiedlicher Bau- bzw. Wohnformen auszugehen, die 

auch eine bedarfs- und nachfrageorientierte Bebauung ermöglicht. 
 
Nach den bisherigen Marktbeobachtungen und entsprechenden Nachfragen in der 

Liegenschaftsabteilung der Stadt Rheine ist die potenzielle Anzahl der geplanten 
Ein- bzw. Zweifamilienhäuser nicht zu hoch bemessen, sondern orientiert sich 

ziemlich genau am derzeitigen Bedarf. Auf der aktuellen Interessenliste zum 
Baugebiet „Eschendorfer Aue“ sind bereits mehr als 200 Bauwillige vermerkt, die 
sich insbesondere für ein Grundstück zur Errichtung eines Einfamilienhauses be-

werben. Diese Wünsche können angesichts der relativ „offenen“ Festsetzungen in 
den Bebauungsplänen befriedigt werden. Ein Mangel an adäquaten Bau- bzw. 

Wohnformen ist derzeit nicht feststellbar. 
 
Die baulichen Möglichkeiten, die die Bebauungspläne eröffnen, sind vielfältig und 

werden nicht unnötig bzw. willkürlich eingeengt. Einschränkungen hinsichtlich 
des preisgebundenen, sozialen bzw. öffentlich geförderten Wohnungsbaus beste-

hen nicht, in Richtung frei finanzierter Bauvorhaben ebensowenig.  
 
Es wird festgestellt, dass insbesondere der Forderung von mindestens 50 % Ge-

schosswohnungsbau für den sozialen Wohnungsbau  nicht entsprochen wird. 
 

Die Punkte 3.b bis 3.g der Eingabe beziehen sich darauf, dass in dem Plangebiet 
ein Quartier / ein Flächenbereich explizit für die Realisierung eines Wohnmobil-
standortes (in der Größenordnung von mind. 25 Stellflächen) planungsrechtlich 

gesichert wird. 
 

Auf den Flächen der ehemaligen General-Wever-Kaserne ist ausschließlich eine 
Wohnnutzung vorgesehen. In mehreren Studien und durch entsprechende, politi-
sche Beschlüsse wird dokumentiert, dass für Wohnmobile anderweitige, geeigne-

tere Standorte geplant sind. Derzeit wird ein Bauleitplanverfahren vorbereitet, 
das einen attraktiveren, touristisch ansprechenderen Stellplatz in den Blick 

nimmt. Am Standort der ehemaligen General-Wever-Kaserne wird eine „Cam-
pingplatz-Atmosphäre“ mit hoher verkehrlicher Fluktuation nicht angestrebt. 
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Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird. 
 
Die Punkte 4.a bis 4.c der Eingabe beziehen sich darauf, dass möglichst viele 

Gebäude und Flächen im Bestand einer neuen Nutzung zugeführt werden sollen.  
 

Die Stadt Rheine hat im Vorfeld der Planung ein umfassendes Gutachten über 
den Zustand der Bestandsgebäude und der Infrastruktur sowie der Flächen auf 
dem Gelände erarbeiten lassen. Das Gutachten ist zu dem Ergebnis gekommen, 

dass die vorhandenen Gebäude nicht erhaltenswert sind und nur mit einem ext-
rem hohen Aufwand wieder nutzbar gemacht werden könnten. Zudem wäre auch 

die komplette technische Infrastruktur sowohl außerhalb der Gebäude als auch in 
den Gebäuden zu erneuern, so dass die Bestandsgebäude  nicht in die weitere 

Planung übernommen wurden . Demgegenüber wurden die vorhandenen Grün- 
und Wasserflächen, wie z.B. die Teichanlage und die Obstwiese,  aus dem Be-
stand heraus in die neue Planung übernommen. 

 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird und der behauptete „gute Erhaltungszustand“ zurückgewiesen wird. 
 
Die Punkte 5 und 5.a der Eingabe beziehen sich auf die vorgesehene Entwässe-

rung der ehemaligen Kasernenflächen und darauf, dass die in die Planung aufge-
nommene Versickerung als Entwässerung nicht in dem Umfang möglich ist, wie 

es die Stadt Rheine beabsichtigt. 
 
Die Stadt Rheine hat im Vorfeld der Bauleitplanungen ein Versickerungs- sowie 

ein Entwässerungsgutachten erstellen lassen. Ergebnis des Gutachtens ist es, 
dass aufgrund der Beschaffenheit vor Ort eine Versickerung von anfallendem Re-

genwasser nicht möglich ist. Das anfallende Abwasser (Schmutz- und Nieder-
schlagswasser) soll nach dem Entwässerungskonzept in einem Trennsystem ent-
sorgt werden. Die Ableitung des Schmutzwassers erfolgt grundsätzlich über den 

Anschluss an die vorhandene Kanalisation. Das Niederschlagswasser soll inner-
halb des Gebietes gesammelt und gedrosselt in das südlich des Plangebiets ver-

laufende Gewässer eingeleitet werden. 
 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird. 
 

Die Punkte 6 und 6.a der Eingabe beziehen sich darauf, das ehemalige Kaser-
nengelände zu einem Dienstleistungsquartier auszubauen. 
 

Aufgrund der hohen Nachfrage und dem anhaltend hohen Bedarf an Wohnraum 
und auf Grund des erkennbaren Mangels an nicht verfügbaren innenstadtnahen 

Wohnbaugrundstücken in Rheine hat der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt 
Rheine mit seinem Grundsatzbeschluss vom 07.09.2016 und dem Aufstellungs-
beschluss vom 30.11.2016 die Entwicklung der Flächen zu einer wohnbaulichen 

Nutzung beschlossen. In einem langen Diskussionsprozess mit unterschiedlichs-
ten Akteuren ergab sich, dass andere Nutzungen in größerem Umfang nicht an-

gestrebt werden. 
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Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 
wird. 

 
Die Punkte 6b-8, 6b-19 und 6b-24 der Eingabe beziehen sich darauf, dass ein 
möglicher Bau eines Nahversorgungsmarktes „unten links“ im Plangebiet aus rein 

politischen Erwägungen mit Blick auf die politische Wunschvorstellung in Bezug 
auf das Quartier Elter Straße / Schlehdornweg aus dem Konzept für die Konver-

sionsfläche herausgenommen wurde. Es wird beantragt, eine Nahversorgung in 
die weitere Planung zu integrieren.  
 

Bei dem Plangebiet „Eschendorfer Aue“ handelt es sich um ein Wohngebiet, das 
auf dem ehemaligen Gelände der General-Wever-Kaserne entwickelt werden soll. 

In Ergänzung zum „Masterplan Einzelhandel“ (Junker + Kruse Stadtforschung 
Planung, Dortmund) wurde im April 2015 ein “Nahversorgungskonzept für die 

Stadt Rheine“ durch das selbige Büro erstellt. 
 
Aufgrund der durch den Gutachter und der Stadt Rheine erkannten Notwendig-

keit einer verbesserten Nahversorgung in dem Bereich Südesch / Eschendorf / 
Gellendorf und auf der Grundlage eines seitens der Politik formulierten Auftrages, 

wurde für diesen Stadtbereich eine gutachterliche Untersuchung im Oktober 
2015 zur möglichen Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes erarbeitet. 
Im Rahmen des Gutachtens wurden vier mögliche Standortoptionen für die Ent-

wicklung eines Nahversorgers in dem benannten Stadtbereich untersucht: 
Standort 1  General-Wever-Kaserne 

Standort 2  Elter Straße / Sandhövelstraße 
Standort 3  Elter Straße / Spiekerstraße 
Standort 4 Elter Straße / Graf-von-Staufenberg-Straße 

 
Die benannten Standorte wurden umfangreich vor dem Hintergrund der Unter-

versorgung im Bereich Gellendorf diskutiert. 
 
Der Stadtentwicklungsausschusses „Planung und Umwelt“ hat im Zuge der Be-

schlussfassungen zum Nahversorgungskonzept in seiner Sitzung am 28.10.2015 
beschlossen, dass für den Bereich Südesch / Eschendorf / Gellendorf die Stand-

orte 1 (General-Wever-Kaserne) und 2 (Sandhövelstraße) alternativ, ohne Priori-
tät aus der gutachterlichen Untersuchung zur Ansiedlung eines neuen, zeitgemä-
ßen Lebensmittelmarktes weiter verfolgt werden sollen. 

 
Im Rahmen der Diskussion um die beiden benannten Standorte eines Nahversor-

gers hat sich herausgestellt, dass die Vorteile für einen Standort an der Elter 
Straße / Schlehdornweg überwiegen. Die Erreichbarkeit in verkehrlicher Hinsicht 
an der Elter Straße ist besser, da direkt an das vorhandene Verkehrsnetz ange-

bunden wird. Mit der direkten Lage an der Landesstraße ist eine bessere Wahr-
nehmbarkeit für Kunden und eine städtebaulich-visuelle Einbindung in das Gebiet 

gegeben. 
 
Im Zuge der weiteren Beratungen zur Standortwahl eines neuen Lebensmittel-

marktes im Stadtteil Südesch / Eschendorf / Gellendorf hat der Ausschuss für 
Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz in seiner Sitzung vom 26.10.2016 die 

Standortentscheidung für einen Lebensmittelmarkt im Bereich Elter Straße / 
Schlehdornweg (ca. 600 m entfernt) getroffen und sich dadurch gegen einen Le-
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bensmittelmarkt im Bereich der „Eschendorfer Aue“ ausgesprochen. 
Mit diesem neuen Markt am geplanten Standort an der Elter Straße wird eine 

ausreichende Versorgung des Plangebietes sichergestellt. Somit entfällt die Opti-
on für die Ansiedlung eines entsprechenden Angebotes auf dem Gelände der 
ehemaligen General-Wever-Kaserne.  

 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird. 
 
Die Punkte 7 bis 7.b der Eingabe beziehen sich auf den Ideen- und Förderwett-

bewerb „Schlaun-Wettbewerb“, deren Ergebnisse aus nicht nachvollziehbaren 
Gründen nicht Bestandteil der Planung seien. Es wird eine alternative Planung 

unter Einbeziehung der Wettbewerbsergebnisse und die Überarbeitung der vor-
gelegten Planung mit den Ergebnissen des Wettbewerbes gefordert.  

 
Im Rahmen des seit 2013 durchgeführten Planungsprozesses unter vielfältiger 
Beteiligung der Öffentlichkeit wurde schrittweise das städtebauliche Konzept für 

das ehemalige Kasernengelände erarbeitet. Die Ergebnisse des damaligen Ide-
enwettbewerbes wurden als nicht geeignet bzw. nicht wirtschaftlich umsetzbar 

beurteilt. Insofern wurde auf eine konzeptionelle Übernahme aus dem „Schlaun-
Wettbewerb“ verzichtet. 
Aus dem Grundsatzbeschluss sowie dem Aufstellungsbeschluss zu dieser Bauleit-

planung sind die Beweggründe für die vorliegende städtebauliche Konzeption zu 
entnehmen. Mit den oben genannten, politischen Beschlüssen wurde die Verwal-

tung beauftragt, auf dieser Grundlage die bauleitplanerischen Verfahren einzulei-
ten. Letztendlich haben die gewählten, politischen Vertreter beraten und ent-
schieden, insofern eine klassische, demokratische Vorgehensweise. 

 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird und die behauptete Nicht-Nachvollziehbarkeit zurückgewiesen wird. 
 
Die Punkte 8b bis 8b-12 der Eingabe beziehen sich darauf, dass den Unterlagen 

eine erforderliche rechtliche Würdigung der Abgrenzung zwischen Außenbereich 
und Innenbereich nicht entnommen werden kann und dass, um ein rechtssiche-

res Verfahren zu haben, diese Fragestellung vor der Offenlage durch den Vorha-
benträger zu klären ist. 
 

Hier dokumentiert sich, dass es an einem Mindestmaß an Vertrauen in das ver-
waltungsseitige Handeln fehlt. Es werden pauschale, bauplanungsrechtliche Be-

lehrungen erteilt, deren thematische Behandlung zum selbstverständlichen All-
tagsgeschäft der Stadtplanung bzw. zur umfassenden Erörterung und Klärung 
wesentlicher Rechtsfragen gehört. 

Nach umfangreicher Prüfung ist die Rechtslage geklärt und ordnungsgemäß be-
wertet worden. 

 
Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Einwand zurückgewiesen wird. 
 

Der Punkt 9 der Eingabe bezieht sich darauf, dass die Öffentlichkeit über die Be-
gründung zur Offenlage auch zu den Ergebnissen der vom Einwender geschilder-

ten Themenkomplexe Ziffer 1 bis 8 zu unterrichten ist. 
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Je nachdem, wie die jeweiligen Themenkomplexe im oben vorgeschlagenen Sin-
ne entschieden wurden, werden diese in die Begründung zu diesem Bauleitplan 

aufgenommen. Insofern werden zum Verständnis dieser Planung wichtige Belan-
ge ausführlich dargelegt und begründet. Der kompletten Aufführung einiger, hier 
vorgetragener, unwesentlicher Themen bedarf es nicht. 

 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Hinweis nur teilweise entspro-

chen wird. 
 
 

1.10 Anlieger der Sacharowstraße, 48432 Rheine; 
 Schreiben vom 11.01.2017 

 
Inhalt: 

 
„1.) Am Mittwoch, den 11. Januar 2016 konnte man folgende Aussagen aus dem 
Rathaus zum Themenfeld "Sozialer Wohnungsbau" lesen:  

Meilenstein der Wohnbauförderung 
Der Wohnungsgesellschaft Rheine ist ein großer Wurf gelungen. Für 55 Wohnun-

gen in vier großen Häusern an der Gisele-Freund-Straße / Neuenkirchener Straße 
haben sie Fördergelder bewilligt bekommen. Die ersten Wohnungen werden im 
kommenden Jahr für Menschen mit Wohnberechtigungsschein bezugsfertig sein. 

Die Pläne des Wohnprojekts erläutern (von links) Siegfried Müller, Raimund Höt-
ker und Christoph Isfort von der Wohnungsbaugesellschaft Rheine. 

Das Defizit an bezahlbarem Wohnraum ist in den meisten deutschen Städten be-
trächtlich, auch in Rheine. Dementsprechend ist die Nachfrage nach öffentlichen 
Fördergeldern enorm. „Man muss schon etwas Besonderes bieten, wenn man für 

den Bau von Mietwohnungen vom Land NRW Fördergelder bekommen will“, sa-
gen Raimund Hötker, Christoph Isfort und Siegfried Müller von der Wohnungsge-

sellschaft Rheine. Mit Genugtuung schauen die drei deshalb auf die Pläne für 55 
Wohnungen in vier großen Häusern an der Gisele-Freund-Straße/Neuenkirchener 
Straße. Knapp neun Millionen Euro werden investiert, 5,6 Millionen Euro – also 

mehr als die Hälfte – kommen vom Land. Im Frühjahr wird mit dem Bau der ers-
ten beiden Häuser begonnen, 2018 können die ersten Wohnungen bezogen wer-

den, spätestens ein Jahr später die restlichen. 
Neue Wege gehen 
Der Clou des Projekts nennt sich „experimenteller Wohnungsbau“. Dahinter ste-

hen neue Wege beim Energie-, Mobilitäts-, Grün- und im Belegungskonzept. „Am 
Anfang hatten wir noch kein fix und fertiges Konzept, haben aber in Düsseldorf 

unsere Ideen vorgestellt und sofort wurde uns Unterstützung signalisiert.“ Das 
brachte Hötker, Isfort und Müller so richtig in Schwung. An den Plänen wurde 
immer wieder gefeilt, gerechnet, getüftelt. Das Architekturbüro Terhechte mit 

Robert Höfker und die Stadtwerke Rheine wurden mit ins Boot geholt. Im De-
zember 2016 kam der offizielle Förderbescheid, was auch beim Kreis Steinfurt 

mit großer Freude registriert wurde. Denn zur Zeit wird kein Projekt des Kreises 
dermaßen gefördert. 
„Spiritus rector“ dieses Wohnungsbauprojekts ist Raimund Hötker, 13 Jahre lang 

Geschäftsführer der Wohnungsbaugesellschaft, der in diesen Wochen die Ver-
antwortung an seine Nachfolger Christoph Isfort und Siegfried Müller abgibt. 

Doch hinter dem Projekt steckt ein ganzes Ideenpaket und dazu braucht es viele 
mitdenkende Köpfe, sagen die Planer. 
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Was heißt nun „experimenteller Wohnungsbau“? 
Die Planer heben besonders die Konzepte zur Energieversorgung, Mobilität, Bele-

gung, Betreuung und die Kombination von öffentlichen und privaten Grünflächen 
hervor. 
In vier Gebäuden entstehen an der Gisele-Freund-Straße/Neuenkirchener Straße 

55 Wohnungen, deren Bau vom Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwick-
lung und Verkehr des Landes NRW mit 5,6 Millionen Euro gefördert wird. 

Energie: Kombinierte Strom- und Wärmeversorgung mit einem Blockheizkraft-
werk (Gas) sowie einer Photovoltaikanlage mit Batteriespeicher. Die Wärme aus 
BHKW und Brennwertkessel wird in einem zentralen Pufferspeicher zwischenge-

speichert. Somit können Lastspitzen problemlos ausgeglichen und die Laufzeit 
des BHKW verlängert werden. 

Die insgesamt vier Häuser sind über ein gemeinsames Wärme- und Stromnetz 
miteinander verbunden. Die Module der Photovoltaikanlage auf den Dächern 

können nach Südost oder Südwest ausgerichtet werden, so können jedes Jahr 
etwa 37 000 Kilowattstunden Strom erzeugt werden. Ein Stromspeicher wird 
tagsüber aufgeladen, damit er abends, wenn erfahrungsgemäß am meisten 

Strom gebraucht wird, in ausreichender Menge zur Verfügung steht. Ein Mieter-
strommodell in Kooperation mit den Stadtwerken gewährleistet Dank einer Redu-

zierung von Netznutzungsentgelten besonders günstige Konditionen. 
•Mobilität: Die Bewohner der Mietwohnung werden ermutigt, statt eines eigenen 
Autos andere Möglichkeiten der Fortbewegung zu nutzen. Direkt vor den Häusern 

ist eine Haltestelle für den Stadtbusverkehr, die über kurze und behindertenge-
rechte Fuß- und Radwege schnell zu erreichen ist. Zwischen den Mietshäusern 

sind zwei große Fahrradhäuser mit 66 überdachten und weitere 32 Stellplätzen 
gebaut. Für die Mietergemeinschaft gibt es drei bis vier E-Bikes, deren Ausleihe 
über die Stadtwerke gemanagt wird. Car-Sharing und eine E-Ladestation für Au-

tos sind ebenfalls vorgesehen. So sollen Anreize geschaffen werden, auf die An-
schaffung eines eigenen Autos zu verzichten. Dementsprechend reduziert sich 

auch der Stellplatzbedarf. 
•Belegung und Betreuung: Alle 55 geförderten Wohnungen können nur Men-
schen mit Wohnberechtigungsschein beziehen. In jeweils eine Wohnung pro Ge-

bäude soll eine Flüchtlingsfamilie einziehen entsprechend des städtischen Integ-
rationskonzepts für Migranten. In zwei von vier Gebäuden wird es Gemein-

schaftsräume geben, die auch von anderen Bewohnern aus dem Stadtteil 
Dutum/Dorenkamp genutzt werden können. Betreuungsangebote erfolgen in Zu-
sammenarbeit mit den sozialen Einrichtungen der Stadt. 

•Grünkonzept: Die Grundstücke an der Gisele-Freund-Straße/Neuenkirchener 
Straße haben eine starke Hanglage und müssen in Stufen angelegt werden. Zum 

Ausgleich bei Starkregen werden zwei große unterirdische Tanks das Regenwas-
ser auffangen. Östlich der Grundstücke wird eine öffentliche Grünanlage in das 
Ensemble integriert, für jedermann nutzbar. 

55 bis 90 Quadratmeter 
Die Wohnungen sind zwischen 55 und 90 Quadratmeter groß. Es sind Zwei- bis 

Vierzimmerwohnungen, und sie werden weggehen wie die berühmten „warmen 
Semmeln“, sind sich Raimund Hötker, Christoph Isfort und Siegfried Müller einig. 
Und der Stadt Rheine steht ihrer Meinung nach ein solches wegweisendes Woh-

nungsbauprojekt gut zu Gesicht. „Wir hätten diese enorme Fördersumme nie be-
kommen, wenn wir nicht so ein überzeugendes Konzept in der Tasche gehabt 

hätten“, feilen die Planer noch weiter. „Wir wollen auch noch Klimaschutzsiedlung 
werden. Die Unterlagen sind bereits in Düsseldorf. Am 8. Februar wird im Wirt-
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schaftsministerium darüber entschieden. Das würde dann perfekt zum städti-
schen Konzept passen, denn Rheine ist ja bereits Klimakommune.“ 

2.) Demnach wird auch die Stadt Rheine eingeräumt, dass "Das Defizit an be-
zahlbarem Wohnraum ist in den meisten deutschen Städten beträchtlich, auch in 
Rheine. " 3.) Folglich hat die Stadt Rheine, Rat & Verwaltung, im Sinne von Da-

seinsvorsorge alle Handlungsmöglichkeiten zu realisieren, die den Bedarf ein 
preisgünstigen Wohnraum in Rheine decken. 4.) Grundlage ist dafür, dass die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen auch einen Geschosswohnungsbau in den 
beschrieben Größen zu lassen. 5.) Die vorliegende in stehende Planung ermög-
licht diese Bebauung nicht einem sehr begrenzten Rahmen. 6.) Insofern beantra-

ge ich, dass die Planungen angepasst werden, so dass im gesamten Plangebiet 
der General-Wever-Kaserne bespielsweise die städtische Wohnungsgesellschaft 

mindestens 5 Projekte dieser Größenordnung realisieren könnte. 7.) Mit einer 
solchen Planung könnte die Stadt Rheine anscheinend beim Land NRW weitere 

28 Mio. Euro an Fördermittel einwerben.“ 
 
Abwägungsempfehlung: 

 
Die Eingabe bezieht sich darauf, dass die Planung dahingehend angepasst wer-

den soll, dass der Anteil an Geschosswohnungsbau im Plangebiet erhöht wird und 
beispielsweise die städtische Wohnungsgesellschaft mindestens 5 Projekte in der 
Größenordnung der derzeit an der Gisele-Freund-Straße geplanten Objekte reali-

sieren könnte. 
 

Im Plangebiet „Eschendorfer Aue“ werden die Rechtsgrundlagen für die Realisie-
rung von ca. 120 Wohneinheiten über den Bebauungsplan Eschendorfer Aue - 
Teilabschnitt Ost und von ca. 610 Wohneinheiten über den Bebauungsplan 

Eschendorfer Aue - Teilabschnitt West geschaffen. Von den insgesamt etwa 730 
geplanten Wohneinheiten sind mehr als 40 % im Geschosswohnungsbau bzw. 

Mehrfamilienhausbau vorgesehen. Insofern werden ausreichend Flächen für den 
Geschosswohnungsbau ausgewiesen, die vergleichbare Projekte, wie jenes an 
der Gisele-Freund-Straße, ermöglichen. 

 
Die baulichen Möglichkeiten, die die Bebauungspläne eröffnen, sind vielfältig und 

werden nicht unnötig bzw. willkürlich eingeengt. Einschränkungen hinsichtlich 
des preisgebundenen, sozialen bzw. öffentlich geförderten Wohnungsbaus beste-
hen nicht, in Richtung frei finanzierter Bauvorhaben ebenso wenig. 

 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand nicht entsprochen 

wird und es der Anpassung der Bauleitplanung nicht Bedarf. 
 
 

 
1.11 Sonstige Stellungnahmen 

 
Es wird festgestellt, dass von Seiten der Öffentlichkeit keine weiteren abwä-
gungsrelevanten Stellungnahmen eingegangen sind. 
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2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
 öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 
2.1 Bundesamt für Infrastruktur , Umweltschutz und Dienstleistungen 

der Bundeswehr, Referat Infra I 3, Postfach 2963, 53019 Bonn; 

 Stellungnahme vom 23.12.2016 
 

Inhalt: 
 
„Von der im Betreff genannten Maßnahme, bei gleichbleibender Sach- und 

Rechtslage, ist die Bundeswehr berührt und betroffen. Der Planungsbereich liegt 
im Bauschutzbereich und im Zuständigkeitsbereich des militärischen Flugplatzes 

Rheine-Bentlage. 
Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen - einschl. untergeordneter 

Gebäudeteile - eine Höhe von 30 m über Grund nicht überschreiten. 
Sollte entgegen meiner Einschätzung diese Höhe überschritten werden, bitte ich 
in jedem Einzelfall mir die Planungsunterlagen – vor Erteilung einer Baugenehmi-

gung- zur Prüfung zuzuleiten.“ 
 

Abwägungsempfehlung: 
 
Die Stellungnahme bezieht sich auf die baulichen Anlagen einschließlich unterge-

ordneter Gebäudeteile, die eine Höhe von 30 m über Grund nicht überschreiten 
dürfen. 

 
In dem Bebauungsplan Nr. 339 Eschendorfer Aue - Teilabschnitt Ost werden die 
Firsthöhen der Gebäude mit max. 9,50 m bzw. 10,50 m festgesetzt und über-

schreiten somit die vorgegebenen Gebäudehöhen von 30 m nicht. Im Bebau-
ungsplan zum Teilabschnitt West werden adäquate Höhenfestsetzungen getrof-

fen. 
 
Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 

und in den Bebauungsplänen aufgenommen wird, die auf die Bauhöhenbegren-
zung und den Prüfungsvorbehalt Bezug nehmen. 

 
 
2.2 Stadt Rheine: FB 2 – Bildung, Jugend, Familie und Soziales;  

 Stellungnahme vom 30.12.2016 
 

Inhalt: 
 
„Grundsätzlich erhebt die Jugendhilfeplanung keine Einwände gegen die Überpla-

nung der ehemaligen General-Wever-Kaserne. Folgende Hinweise sind jedoch bei 
der weiteren Planung zwingend zu berücksichtigen. 
 

Kindertageseinrichtung: Für die gesamte Überplanung der ehemaligen General-

Wever-Kaserne und den damit begründeten zusätzlichen Einwohnern wird der 
Neubau einer 5-gruppigen Kita erforderlich. Je nachdem, wie der Grundstückszu-

schnitt im Planungsentwurf für die Kita zulässt, sind bei eingeschossiger Bauwei-
se ca. 3.200 bis 3.500 qm anzusetzen. 
 

Spielflächen: Laut der gültigen Spielleitplanung der Stadt Rheine sind zukünftig 
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größere Spiel- und Aufenthaltsanlagen zu planen. Statt vieler kleinerer Spielanla-
gen, werden größere Spielanlagen geschaffen. Es ist daher eine Spielfläche von 

1.500 bis 2.000qm einzuplanen. Die Spiel- und Sportanlagen sind als Freizeitan-
gebot für alle Generationen zu planen. Bei den Spielflächen weise ich wegen der 
vorgesehenen Gewässerflächen vorsorglich auf die gesetzlichen Rahmenbedin-

gungen hin. 
 

Grundschule: Aufgrund der zu erwartenden Neubürgerinnen und Neubürger sollte 
über eine Erweiterung der Grundschule (Südeschschule) nachgedacht werden.“ 

 
Abwägungsempfehlung: 

 
Die Stellungnahme bezieht sich auf das Erfordernis einer Kindertageseinrichtung, 
einer großen Spielfläche und der Schulerweiterung. 

 
Der Bebauungsplan für den Teilabschnitt West wird eine mehr als 3.500 qm gro-

ße Fläche für eine Kindertageseinrichtung vorhalten bzw. festsetzen. 
Der breite, großflächige Grünzug, der das künftige Wohngebiet gliedert, wird eine 
Vielzahl an Spiel- und Aufenthaltsflächen aufnehmen können. Die spätere Aus-

bauplanung wird mehr als 2.000 qm Spielfläche vorhalten und bei der Ausgestal-
tung die jeweiligen Bevölkerungs- bzw. Altersgruppen berücksichtigen. 

Über eine Erweiterung der Grundschule wird nicht in diesem Bauleitplanverfahren 
entschieden. Dazu bedarf es noch umfassender Erörterung sowie bürgerschaftli-
cher und politischer Diskussion. 

 
Es wird festgestellt, dass die oben geschilderten Hinweise zur Kenntnis genom-

men und teilweise im Bebauungsplanverfahren zum Teilabschnitt West berück-
sichtigt werden. Der Hinweis zur Schulerweiterung ist nicht Gegenstand dieses 
Bauleitplanes. 

 
 

2.3 Kreis Steinfurt, Der Landrat, Umwelt- und Planungsamt;  
 Stellungnahme vom 12.01.2017 
 

Inhalt: 
 

„Das Grundstück sowie die gesamte Liegenschaft des ehemaligen Kasernenge-
ländes ist im hiesigen Altlastenkataster als Verdachtsfläche unter lfd. Nr.: 19-158 
registriert. Über die notwendigen Untersuchungen auf schädliche Bodenverände-

rungen wurden bereits Abstimmungen zwischen der Stadt Rheine der Unteren 
Bodenschutzbehörde sowie der Grundstückseigentümerin getroffen. Erst nach 

Vorlage der Ergebnisse kann eine weitere bodenschutzrechtliche Einordnung er-
folgen.“ 
 

Abwägungsempfehlung: 
 

Die Stellungnahme bezieht sich auf die Flächen des ehemaligen Kasernengelän-
des, die im Altlastenkataster als Verdachtsfläche geführt werden. 

 
Ein Gutachten zur Altlastenthematik wurde erarbeitet und zum Inhalt in der Be-
gründung unter Punkt 9. Es wird im Rahmen der Beteiligung gemäß §§ 3(2) und 
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4(2) BauGB öffentlich ausgelegt und dem Kreis Steinfurt bzw. der Unteren Bo-
denschutzbehörde zur Verfügung gestellt. Intensive Abstimmungen zwischen den 

zuständigen Behörden werden derzeit durchgeführt, mit dem Ziel, das gesamte 
Plangebiet „altlastenfrei“ zu übergeben bzw. nutzungsadäquat zu sanieren. 
 

Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 
und in den Bebauungsplänen mit dem Inhalt aufgenommen wird, dass vor einer 

Bebauung eine komplette Sanierung erfolgt. 
 
 

2.4 Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen Landesbetrieb;  
 Stellungnahme vom 27.12.2016 

 
Inhalt: 

 
„Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes Boden: 
Es sind die betroffenen Böden, deren Bodenschutzstufen und Bodenfunktionen zu 

benennen. Siehe dazu: a) "Auskunftssystem BK 50 mit Karte der schutzwürdigen 
Böden". Unter http://www.gd.nrw.de/zip/g_bk50hinw.pdf sind Hinweise zur kos-

tenfreien Nutzungsmöglichkeit dieser Karte als WMS-Version (TIM online Karten-
server) abrufbar. Inhaltliche Erläuterungen zur Schutzwürdigkeitsauswertung 
sind zu finden unter http://www.gd.nrw.de/zip/g_bkswb.pdf. 

 
Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes Wasser: 

a) Für den Untersuchungsraum sind die Bereiche Grundwasser und Oberflächen-
wasser (u.a. Siepen, Quellen, Brunnen in WSG) einschließlich der Sickerwas-
serdynamik u.a. zu beschreiben.  

b) Zu bewerten ist die Schutzbedürftigkeit / Schutzfähigkeit des Schutzgutes 
Wasser bzw. die Grundwasserverschmutzungsempfindlichkeit (Schutz-funktion 

der grundwasserüberdeckenden Schichten). Dabei ist der Grundwasserflurab-
stand, die Sickerwasserrate und die Mächtigkeit (Boden-) Substrat als Filter-
schicht für das Sickerwasser zu beachten. 

c) Beim Eingriff in den Untergrund ist der hydrogeologische Aufbau zu beschrei-
ben: Bedeutungsvolle Grundwasserleiter sind aus hydrogeologischer Sicht in ih-

rer Funktionsfähigkeit zu erhalten und ggfs. weiterzuentwickeln. 
 
Auskunftssystem „Gefährdungspotenziale des Untergrundes in Nordrhein-

Westfalen“ im Landesintranet NRW (GDU-Behördenversion): 
Die GDU-Behördenversion auf Grundlage der „Verordnung über die Übermittlung 

von Daten zu Gefährdungspotenzialen des Untergrundes an öffentliche Stellen“ 
(UntergrundDÜVO NRW) ermöglicht einen Zugang zu grundstücksscharfen In-
formationen zum Untergrund. Die „GDU-Behördenversion“ steht öffentlichen 

Stellen zur Verfügung, die sich mit raumbezogenen Planungs- und vorhabenbe-
zogenen Genehmigungsaufgaben, mit der Gefahrenabwehr sowie mit der Lan-

desvermessung und Grundstückswertermittlung befassen. 
Das neue Auskunftssystem informiert über bergbaulich und geologisch bedingte 
Gefährdungspotenziale des Untergrundes, wie z.B. Hohlräume, Ausgasungen, 

Erdbebengefährdung u. a.. Städte und Gemeinden können über das Dienstleis-
tungsportal der Landesverwaltung für den Kommunalbereich in NRW 

(https://lv.kommunen.nrw.testa-de.net/GDU_Behoerde/) einen Zugang zur 
GDU-Behördenversion beantragen. Bei fachlichen Fragen bitte ich um Rückspra-

http://www.gd.nrw.de/zip/g_bkswb.pdf
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che mit Herrn Stefan Henscheid, GD-NRW, Tel. 02151-897-484 oder E-Mail: ste-
fan.henscheid@gd.nrw.de. 

 
Hinweise: Ingenieurgeologie, Mutterboden und Niederschlagsversickerung: 
Aus ingenieurgeologischer Sicht ist vor Beginn von Baumaßnahmen der Bau-

grund objektbezogen zu untersuchen und zu bewerten. Zur Klärung von Fragen 
möglicher bergbaulicher Einwirkungen ist eine Anfrage bei der Bezirksregierung 

Arnsberg, Abt. 6-Bergbau und Energie in NRW, zu stellen. 
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist der Oberboden (Mutterbo-
den) bei Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand 

zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu 
sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später wieder einzubauen. 

Ich weise darauf hin, dass nach unseren Unterlagen eine funktionsfähige Nieder-
schlagsversickerung voraussichtlich nicht möglich ist. Im Falle von Flächenver-

siegelungen bitte ich trotzdem darum, die Möglichkeiten zur ortsnahen Versicke-
rung gering verschmutzter Niederschlagswässer gem. § 51a LWG zu prüfen. Ich 
bitte um weitere Beteiligung im laufenden Verfahren.“ 

 
Abwägungsempfehlung: 

 
1. Die Stellungnahme bezieht sich u.a. auf die Beschreibung und Bewertung der 
Schutzgüter Boden und Wasser. 

 
Der Stadt Rheine liegt der Umweltbericht vor. Die Begründung zum Bauleitplan 

wird um den Umweltbericht ergänzt. Bestandteil des Umweltberichtes ist die Be-
schreibung und Bewertung der Schutzgüter Boden und Wasser. 
Der Umweltbericht wird im Rahmen der Beteiligung gemäß §§ 3(2) und 4(2) 

BauGB öffentlich ausgelegt und auch der Fachbehörde zur erneuten Stellung-
nahme vorgelegt. 

 
Es wird festgestellt, dass dem oben geschilderten Einwand entsprochen wird. 
 

2. Die Stellungnahme bezieht sich auf die Darstellung einer funktionsfähigen Nie-
derschlagsversickerung. 

 
Sie gilt für das gesamte Plangebiet „Eschendorfer Aue“ und insbesondere für die 
parallel laufenden Bebauungspläne. In diesen wird unter Punkt 6.2 die Abwas-

serbeseitigung dargestellt. Das anfallende Niederschlagswasser soll innerhalb des 
Plangebietes gesammelt und gedrosselt in das südlich des Plangebietes verlau-

fende namenlose Gewässer (Nr. 1100) eingeleitet werden.  
Auf der Grundlage eines Gutachtens und eines erarbeiteten Entwässerungskon-
zeptes für das ehemalige Kasernengelände wurde festgestellt, dass auf Grund 

der Beschaffenheit vor Ort eine Versickerung des anfallenden Regenwassers nicht 
möglich ist. Auf die Prüfung individueller, ortsnaher Versickerungsmöglichkeiten 

von gering verschmutztem Niederschlagswasser gemäß § 51a Landeswasserge-
setz wird in den Begründungen der Bebauungspläne hingewiesen. 
 

Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 
und in den - verfahrenstechnisch parallel laufenden - Bebauungsplänen aufge-

nommen wird. 
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2.5 Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen Kreisstelle Steinfurt, 

Hembergener Str. 10, 48369 Saerbeck;  
 Stellungnahme vom 12.01.2017 
 

Inhalt: 
 

„Gegen das o. g. Planvorhaben auf der Flur 29, Gemarkung Rheine r.d. Ems, 
werden keine wesentlichen landwirtschaftlichen Bedenken als öffentlich-
rechtlicher Belang vorgetragen. 

 
Auf dem Gebiet der ehemaligen General-Wever-Kaserne sollen auf rund 36 ha 

Wohnbauflächen ausgewiesen werden. Mit dem vorliegenden Bebauungsplan 
Teilabschnitt - Ost werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Um-

nutzung eines ersten Teilabschnitts des Kasernengeländes geschaffen. 
Das Gelände ist insgesamt bereits durch die frühere Kasernennutzung geprägt 
und größtenteils locker bebaut. Insoweit verliert die Landwirtschaft kaum zusätz-

liche Flächen durch den Bebauungsplanentwurf. 
Bestehende landwirtschaftliche Betriebe, insbesondere wegen der räumlichen 

Nähe des Betrieb Heinrich Scharlau, dürfen durch die Planung in ihrem Bestand, 
also Art und Umfang der vorhandenen landwirtschaftlichen Produktion sowie 
kleineren Anpassungen, z.B. Umbau Stallungen ohne wesentliche Erweiterung 

der Produktion, nicht eingeschränkt werden. 
 

Zu den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen liegen noch keine Angaben vor, so 
dass ich mir weitere Einwendungen entsprechend vorbehalte. Ich weise aber da-
rauf hin, dass aus Sicht der Landwirtschaft gefordert wird, dass auch bei Kom-

pensationsmaßnahmen möglichst wenig Fläche der Lebensmittelerzeugung ent-
zogen wird. Möglichkeiten bestehen in der ökologischen Aufwertung vorhandener 

Biotopstrukturen oder auch durch Kompensationsmaßnahmen an Fließgewässern, 
die als Umsetzungsfahrplan-Maßnahmen nach EU-WRRL durchgeführt werden.“ 
 

Abwägungsempfehlung: 
 

1. Die Stellungnahme bezieht sich darauf, dass benachbarte landwirtschaftliche 
Betriebe durch die Planung in ihrem Bestand und angemessenen Erweiterungs-
wünschen nicht eingeschränkt werden dürfen. 

 
Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 

wird, da – gutachterlich ermittelt - keine negativen Auswirkungen durch die Bau-
leitplanung bzw. durch die geplante Wohnnutzung auf die bestehenden landwirt-
schaftlichen Betriebe zu erwarten sind. 

 
2. Die Stellungnahme bezieht sich auf die zur 1. Behördenbeteiligung noch nicht 

vorliegenden Aussagen zu den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. 
 
Der Stadt Rheine liegt nunmehr der Umweltbericht mit den geplanten Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen vor. Die Ergebnisse sind in der Begründung zum Bauleit-
plan ergänzt worden. Die in der Stellungnahme befürchtete Beeinträchtigung 

landwirtschaftlicher Betriebe ist nicht zu erwarten. 
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Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 
und bei den Kompensationsmaßnahmen möglichst wenig Fläche der Lebensmit-

telerzeugung entzogen wird.  
 
 

2.6 Feuer- und Rettungswache; Brandschutzstelle der Stadt Rheine; 
 Stellungnahme vom 09.01.2017 

 
Inhalt: 
 

„Aus Sicht der Brandschutzdienststelle bestehen gegen die Umsetzung des Plan-
verfahrens 33. Änderung des Flächennutzungsplanes Eschendorfer Aue keine Be-

denken. 
Es wird darauf verwiesen, dass nach § 3(2) BHKG sowie § 44(3) BauO NRW eine 

angemessene Löschwasserversorgung nachzuweisen ist. Die Beurteilung ab wann 
eine Löschwasserversorgung als angemessen zu beurteilen ist, richtet sich nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik. Hier ist insbesondere die Techni-

sche Regel Arbeitsblatt A 405 der DVGW zu berücksichtigen.“ 
 

Abwägungsempfehlung: 
 
Die Stellungnahme bezieht sich auf die Löschwasserversorgung, die entspre-

chend der geplanten Nutzung ausreichend bzw. angemessen vorgehalten werden 
muss. In Wohngebieten werden die (Trink-)Wasserleitungen von der Energie- 

und Wasserversorgung Rheine GmbH so dimensioniert, dass damit der Lösch-
wasserbedarf für den Grundschutz (hier: 96 cbm/h) sichergestellt wird. 
Die Löschwasserversorgung von Gebäuden mit erhöhten Brandrisiken, Brandab-

schnittsgrößen oder erhöhten Brandlasten ist im Baugenehmigungsverfahren un-
ter Beteiligung der Brandschutzdienststelle abzustimmen. 

 
Es wird festgestellt, dass der oben geschilderte Hinweis zur Kenntnis genommen 
wird. 

 
 

2.7 Sonstige Stellungnahmen 
 
Es wird festgestellt, dass von Seiten der übrigen Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange keine weiteren abwägungsrelevanten Stellungnahmen ein-
gegangen sind. 

 
 
 

 
II. Offenlegungsbeschluss 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz der Stadt Rheine 
beschließt, dass gemäß § 3 Abs. 2 BauGB der Entwurf des Flächennutzungspla-

nes der Stadt Rheine, Kennwort: "Eschendorfer Aue" nebst beigefügter Begrün-
dung und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-

nahmen öffentlich auszulegen ist. 
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Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden, wobei 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 

den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 
 
Der räumliche Änderungsbereich dieser Flächennutzungsplanänderung wird wie 

folgt begrenzt: 
 

im Norden: beginnend mit der Ostgrenze des Flurstücks 663, Süd- und Ost-
grenze des Starenwegs (Flurstück 492), Nordgrenze der Flurstü-

cke 317 und 310 und südlich versetzt die Nordgrenze des Flur-
stücks 1148, 

im Westen: durch die Westgrenze des Flurstücks 317, 
im Süden: durch die Südgrenze der Scharnhorststraße (Flurstück 315) und 

nördlich versetzt durch die Baumreihen auf dem Flurstück 1148, 

im Osten: durch die nord-südlich verlaufende Baumgruppe auf dem Flur-
stück 1148 und im Bereich der Keimpohlstraße durch die Ost-

grenze des Flurstücks 1148, und durch die Ostgrenze des Flur-
stücks 317. 

 

Die Flurstücke befinden sich in der Flur 178 (Gemarkung Rheine-Stadt) und in 
der Flur 29 (Gemarkung Rheine rechts der Ems). Der räumliche Geltungsbereich 

ist im Änderungsplan geometrisch eindeutig festgelegt. 
 
 

 
 

 
 
Anlagen: 

 
Anlage 1: F-Plan-Änderung – ALT  (Ausschnitt) 

Anlage 2: F-Plan-Änderung – NEU  (Ausschnitt) 
Anlage 3: Begründung 
Anlage 3.1: Umweltbericht 
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